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Fragmentierte Gesellschaft 
und Grenzen sozialer Politiken
Die Entscheidung der mexikanischen Wählerschaft bei den Präsident­
schaftswahlen am 2. Juli 2000 für einen politischen Wechsel war nicht ein­
fach nur der Höhepunkt des mexikanischen Transformationsprozesses. Seit 
geraumer Zeit hatte sich die Ab wähl der PRI1 angekündigt; der langsame 
Niedergang verweist auf einen weitergehenden sozialen Wandel der mexi­
kanischen Gesellschaft. Auch im Falle einer durchaus denkbaren Wahl eines 
Gefolgsmanns der PRI ins Amt des Präsidenten im Jahr 2006 wird dieser 
Wandel nicht rückgängig zu machen sein. Verstärkt seit den siebziger Jahren 
hat sich eine komplexe, moderne, hoch segmentierte und zunehmend trans­
nationale Gesellschaft herausgebildet, der das politische System und vor 
allem die sie tragenden Bündnisse immer weniger gewachsen waren; die 
Instrumente des Erhaltens und Ausbalancierens der Macht erschöpften sich 
zusehends angesichts des Rückzuges des Staates aus ökonomischen und 
sozialpolitischen Bereichen und des Versagens des Marktes, welches sich in 
den zahlreichen ökonomischen Krisen der letzten Jahrzehnte manifestierte.
Die Dynamik der nach der Revolution vor allem in den dreißiger Jahren 
begründeten und über viele Jahrzehnte funktionierenden Machtbalance zwi­
schen “metropolitaner und peripherer Koalition” (Gibson 1997) war zu Be­
ginn der achtziger Jahre aufgebraucht, trotz vielfältiger Versuche, sie immer 
wieder zu erneuern. Die Begrenzungen, die sich dabei auftaten, sind jedoch 
nicht allein als politische zu verstehen; vielmehr sind sie im Wandel der 
sozialen Strukturen der Gesellschaft und deren spezifischer Modernisierung 
zu suchen, auf welche Politik und Markt nicht mehr adäquat bzw. gar nicht 
reagieren konnten. Die Modernisierung der mexikanischen Gesellschaft 
brachte eine fragmentierte Moderne hervor, deren sozioökonomische Ent­
wicklung eine Gleichzeitigkeit von Problemen hochmoderner Segmente, 
verarmter ländlicher Regionen und urbaner marginaler Zonen zur Folge hat­
te. Diese Problemkonstellationen waren eng miteinander verwoben und 
höhlten sowohl den Kern des metropolitanen Modemisierungspaktes aus, als
Vgl. den Beitrag von Uwe Franke in diesem Band.
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auch die Machtbalance zwischen metropolitanen und peripheren Koalitio­
nen. Um diesem Prozess entgegenzuwirken, suchten die politischen Eliten 
der metropolitanen Modernisierungskoalition, ausgehend vom politischem 
Zentrum, Kontrollmechanismen zu entwickeln, die gesellschaftliche Forde­
rungen aufnehmen konnten, indem soziale Politiken auf- und ausgebaut 
wurden. In diesem Rahmen etablierten sich Verfahren professioneller So­
zialpolitik, aber auch vielfältige Formen des Aushandelns von Machtbalan­
cen im Rahmen stärker regional geprägter Entwicklungspolitiken. Dement­
sprechend war es oftmals nicht einfach, professionelle Sozialpolitik mit ih­
ren Institutionen, Verfahren und Experten losgelöst von klientelistischen 
oder populistischen Mechanismen und anderen Formen des Machterhalts zu 
betrachten.
Im Folgenden sollen die gesellschaftlichen Entwicklungsverläufe nach­
gezeichnet werden, um deutlich zu machen, wie divergierend die sozialen 
Probleme sind, auf die Sozialpolitik zu reagieren hat und welche weiterge­
henden machtpolitischen Kontexte zu berücksichtigen sind, um die Aus- und 
Umgestaltung sozialer Politiken verorten zu können. Es gilt also soziale 
Politiken auf zwei Ebenen darzustellen: Zunächst sollten sie als Feld profes­
sioneller Sozialpolitik ernst genommen werden, die Antworten auf vielfälti­
ge soziale Probleme sucht; dann sind sie in ihrer Einbettung in machtpoliti­
sche Konstellationen zu untersuchen. In der Skizzierung der Aus- und Um­
gestaltungen sozialer Politiken werden also einmal die verschiedenen 
professionellen Antwortmöglichkeiten der Sozialpolitiker und ihrer Experten 
auf die mit der gesellschaftlichen Fragmentierung verbundenen sozialen 
Herausforderungen aufgezeigt. Zugleich soll jedoch auch die Einbindung 
sozialer Politiken in die unterschiedlichen Logiken des Modemisierungs- 
bzw. Sozialpaktes und dessen Bedeutung für den Erhalt der Machtbalance 
dargestellt werden, sind sie doch nicht selten eng verbunden mit der Etablie­
rung von Aushandlungsfeldem und mit der Suche nach Herstellung politi­
scher Legitimation.
1. Machtbalance zwischen metropolitaner und peripheren Koalitionen
Die im Vergleich mit anderen lateinamerikanischen Staaten außergewöhn­
liche politische Stabilität Mexikos war weniger in einer etwaigen Stärke des 
zentralen Nationalstaats zu suchen, sondern vielmehr in dessen Fähigkeit, 
auf Druck von unten reagieren und dabei mit divergierenden sozialen und 
lokalen Verhandlungspartnern umgehen zu können. Die Reaktionsfähigkeit
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des Staates bzw. seiner verschiedenen Akteure nahm dabei in den jeweiligen 
historischen Kontexten unterschiedliche und vielfältige Formen an.
Die metropolitane Koalition aus städtischer Elite, urbanen Mittelschich­
ten und arbeitenden Klassen formierte sich seit den dreißiger Jahren und 
wirkte noch weit in die siebziger Jahre hinein, um schließlich mit der Ver­
schuldungskrise 1982 und dem in diesem Rahmen vorgenommenen Wechsel 
des ökonomischen Entwicklungsmodells unterzugehen. Ihr gesellschaftli­
ches Projekt umfasste in erster Linie eine bestimmte Entwicklungsstrategie 
und die damit verbundenen sozialen und wirtschaftlichen Politiken. Sie war 
jedoch auf Bündnisse mit lokalen bzw. regionalen Machtgruppen angewie­
sen, wollte sie eine nationale Verankerung erreichen und Wahlen gewinnen, 
selbst wenn diese oft manipuliert waren und akklamatorischen Charakter 
hatten. Die politischen Vertreter der städtischen Modemisierungskoalition 
waren in einer Gesellschaft mit einem hohen Anteil ländlicher Bevölkerung 
in weiten Teilen des Landes nicht ohne weiteres präsent. Erst dadurch, dass 
immer wieder ein Bündnis mit lokalen Machtgruppen -  durchaus auch oppo­
sitionellen sozialen Akteuren vor Ort -  hergestellt werden konnte, gelang es 
der regierenden Partei jahrzehntelang, die Repräsentanten der tradierten Ord­
nung oder der sozialen Bewegungen vor Ort an sich zu binden. Nur über 
Bündnisse mit teilweise stark divergierenden lokalen Machtcliquen konnte 
die PRI, bzw. der von ihr gestellte Präsident, eine Kohärenz als nationale 
Kraft erreichen, die Zentralmacht sich auf das gesamte Territorium ausdeh­
nen und eine gewisse Machtbalance zwischen Regionen und Zentrum auf­
rechterhalten werden.
1.1 Verankerung an der Peripherie
Die metropolitane Modemisierungskoalition musste, wollte sie in den Re­
gionen und Orten der Peripherie Rückhalt gewinnen, Bündnisse mit lokalen 
Fühmngsfiguren eingehen, die nicht selten in Opposition zu ihr standen. 
Dabei ging es nicht zuletzt um die Bildung von Allianzen mit gesellschaft­
lichen Gruppierungen und politischen Fraktionen, deren Machtbasis in peri­
pheren Konstellationen lag, wie die regionalen Caudillos und vor allem die 
lokalen Caciques bzw. ‘Bosse’. Zugleich jedoch war auf sozialen Dmck zu 
reagieren, der sich gerade gegen diese Machtgruppen und ihre Fühmngsfigu­
ren richtete, um eigene ökonomische und soziale Interessen durchzusetzen, 
zu beobachten etwa in der Landreformbewegung in den zwanziger und drei­
ßiger Jahren. Zugleich wurden neue Vermittlungskanäle zwischen ‘moderni­
sierendem Zentrum’ und ‘barbarischer Provinz’ durch zentrale bundesstaat­
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liehe Institutionen und ihre Vertreter-jahrzehntelang legitimiert durch einen 
national-revolutionären Diskurs -  immer wieder eröffnet, aber zugleich auch 
durch Druck von unten erkämpft. In diesen Wechselbeziehungen bildeten 
sich teilweise neue Institutionen, mehr jedoch noch alternative, informelle 
Formen des policy dealings zwischen sich diversifizierenden sozialen und 
staatlichen Akteuren heraus. Hier spielte neben den Vertretern des Agrarre­
formministeriums vor Ort auch die des Bildungsministeriums, in Person der 
Landschullehrer/innen und Schulinspektoren, eine wesentliche Rolle (Braig 
1998). Diesen wurden jedoch seit der Präsidentschaft von Luis Echeverría 
(1970-1976) neue Mittelsmänner vor allem aus den von jedem Präsidenten 
neu eingerichteten sozialen Sonder- und Spezialprogrammen der Regional­
förderung zur Seite gestellt, die sie im Laufe der folgenden Jahre aus ihrer 
politischen Funktion weitgehend verdrängten.
Dass die verschiedenen Aushandlungsprozesse jederzeit auch konflikt­
reich und gewalttätig ablaufen konnten, machte die Schwächen des mexika­
nischen Staates, insbesondere seine mangelnde Rechtsstaatlichkeit und die 
Ohnmacht seiner Vertreter, an den Bruchstellen immer wieder deutlich. 
Vielfach konnten oder wollten die zentrale Bundesregierung und ihre Vertre­
ter vor Ort die regional bzw. sozial begrenzte Gewalt nicht unterbinden oder 
setzten sie gar selbst ein: weithin sichtbar 1968 in der Hauptstadt gegen die 
Studentenproteste, häufig jedoch auch unterschwellig, mal mehr oder weni­
ger deutlich in den zonas conflictivas etwa in Michoacán, in Chiapas und 
immer wieder in Guerrero (Foweraker 1995).
Historisch haben sich periphere Koalitionen zunächst um lokale Eliten 
bzw. regionale Führungsfiguren und ihre Familien formiert, die bekannten 
Caudillos und Caciquen, die die lokale Bevölkerung und ihre (Wahl-)Stim- 
men kontrollierten. Über die nationale Partei (bzw. über die Rückbindung 
der peripheren Gruppen an die metropolitane Koalition) wiederum konnten 
die lokalen Machtgruppen ihre Dominanz sichern und neue Konstellationen 
Macht und Einfluss gewinnen. Diese waren durchaus brüchig und trotz der 
scheinbar lang andauernden Stabilität ständigen Bewegungen und Umfor­
mungen ausgesetzt, je nach dem lokalen Umfeld und den Wechselwirkungen 
“zwischen regionalen Kulturen und Staatskultur” (Lomnitz Adler 1992: 
282ff).
Es waren Persönlichkeiten, die einem mexikanischen Rancheroñlm  der 
vierziger Jahre entsprungen sein könnten, wie Gonzalo N. Santo,2 der zentra-
2 Als es in den sechziger Jahren zwischen ihm und dem Landwirtschaftsminister der Bun­
desregierung zu einem Streit über ein Bewässerungsprojekt in der Region kam, be-
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le Cacique der Huasteca, der bis in die siebziger Jahre als Prototyp eines 
solchen lokalen Garanten peripherer Koalitionen (Falcón 1984) galt. Vor 
allem Figuren wie Don Gonzalo oder dessen Gegenspieler, Salvador Nava 
Martínez -  der im Bundesland San Luis Potosí gegen die von Gonzalo ab­
hängigen Gouverneure nur mit Hilfe des Zentrums in Gestalt des Präsidenten 
López Mateos (1958-1964) bei den Gouvemeurswahlen3 überhaupt an treten 
konnte -  beherrschten lange Zeit die peripheren Koalitionen. Doch solange 
es derartige lokale Akteure und Machtgruppen waren, “welche die Last tru­
gen, Mehrheiten bei Wahlen zu beschaffen” (Gibson 1997: 340), blieb die 
metropolitane Modemisierungskoalition auf sie angewiesen. Dass sie diese 
‘Last’ auf die ihr eigene Weise auch noch bei den umstrittenen Wahlen 1988 
und danach auf sich nahmen, zeigen die regional äußerst unterschiedlichen 
Wahlergebnisse (Dominguez/McCann 1996), aber auch die lokal sehr diver­
gierende Qualität der Wahlverfahren (Alianza Cívica 1994). Wahlen wie in 
Chiapas, wo sich die PRI bis zur Rebellion der Neo-Zapatisten 1994 über 
90% der Stimmen zu sichern wusste, oder die Auseinandersetzungen in Yu­
catán und Tabasco bei den letzten Gouvemeurswahlen 2000 und 2001, zeu­
gen nicht allein von der Verletzung der Bürgerrechte, sondem von der be­
grenzten Reichweite des Staates -  insbesondere in seiner Funktion als 
Rechtsstaat.
1.2 Metropolitane Modernisierungskoalition
So wichtig die Verankemng in der Peripherie war, die Dynamik ging von 
den urbanen Zentren und viele Jahrzehnte wesentlich von der Hauptstadt 
aus. Dort saß nicht nur die politische und wirtschaftliche Elite, vielmehr 
nahmen die großen Städte, und seit den achtziger Jahren mehr und mehr die 
Städte an der Nordgrenze, die Migration vom Land auf. Hier bildeten sich 
moderne Industrie-, Handels- und Dienstleistungszentren aus, neben und in
schimpft er diesen vor dem Präsidenten Díaz Ordaz (1964-1970) als Dummkopf. ‘“ Die­
ser Mann versteht gar nichts, weder von Tieren noch von Menschen’, sagte er und fasste 
dann mit seiner Hand an seine Hüfte und zog langsam seine Pistole. W orauf der Minister 
antwortete: ‘Nein, Don Gonzalo schießen Sie nicht, ich bin unbewaffnet’. W orauf Gon­
zalo nur entgegnete: ‘Obendrein ist er nicht einmal ein Mann. Wenn er einer wäre, würde 
er ein Gewehr tragen. Gebt ihm eins’” (zitiert nach Lomnitz Adler 1992: 199f.).
Dr. Nava und seine regionale Bewegung Navismo, die sich gegen den ‘wilden und gieri­
gen Caciquen Gonzalo N. Santos’ erhoben, gewannen 1958 mit 90% die Gemeinderats­
wahlen. Dieser Sieg wurde vom damaligen Präsidenten López Mateos anerkannt. Der 
Sieg bei den Gouvemeurswahlen 1961 wurde jedoch von der PRI vor Ort nicht akzep­
tiert. 1991 gelang es Nava erneut, mehr Stimmen als der PRI-Kandidat zu erhalten.
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denen jedoch zugleich, und wiederum verstärkt in den letzten Jahrzehnten, 
sich vielfältige Formen informeller Ökonomie und prekärer Überlebensfor­
men etablierten.
Die Herstellung eines relativ breiten und zwischen den dreißiger und 
siebziger Jahren4 wachsenden Bündnisses, welches sich dem ‘Aufbruch in 
die Moderne’ verschrieben hatte, ging von den metropolitanen Zentren aus. 
Das Bündnis der metropolitanen Modemisierungskoalition umfasste die 
staatlichen Eliten und städtischen Mittelschichten, die mit der Entstehung 
des postrevolutionären Nationalstaates eng verbunden waren, ebenso wie 
private bzw. parastaatliche Unternehmer, die von diesem profitierten, außer­
dem weite Teile der organisierten Arbeiterschaft, die mit eben diesem Staat 
über korporative Gewerkschaften (Lauth 1996: 69ff.) in Beziehung standen. 
Zusammen haben sie das milagro mexicano -  wie die mexikanische Blüte­
zeit der importsubstituierenden Industrialisierung insbesondere der vierziger 
bis in die sechziger Jahre genannt wurde -  vorangetrieben und davon profi­
tiert. Denjenigen, die hieraus nicht direkte materielle Vorteile ziehen konn­
ten, blieb lange Zeit das Versprechen und die Hoffnung, über Bildung -  
zumindest für ihre Kinder -  eine bessere Zukunft zu schaffen.
Das Modernisierungsbündnis beschränkte sich aber nicht nur auf die 
metropolitane Modemisierungskoalition in der Hauptstadt, obwohl diese 
lange Zeit politisch und wirtschaftlich dominant blieb. Vom Bündnis einge­
fasst waren auch Teile der regionalen Eliten, die von der nationalen Ent­
wicklung profitierten, und organisierte Arbeitnehmergruppen in strategi­
schen Wirtschaftszweigen wie der Erdölindustrie an der Atlantikküste, der 
Stahlindustrie in Monterrey oder der Bergwerke im Norden des Landes. 
Dagegen bildeten lokale Eliten, die sich stärker auf Basis einer regional ver­
ankerten Ökonomie etablieren konnten, eher von der metropolitanen Moder­
nisierungskoalition distanzierte Gruppen, wie sie etwa in Guadalajara noch 
in den fünfziger und sechziger Jahren vorzufinden waren oder sich im Zuge 
einer exportorientierten Ökonomie in den letzten Jahrzehnten im Norden 
herausgebildet haben.
Von diesem Modemisierungspakt schienen alle, die daran teilhatten, pro­
fitieren zu können:
Jedem  w urde sein Teil zugewiesen, den A rbeitern die G ew erkschaften als V er­
m ittler von Sozialleistungen und Löhnen. Der bürokratischen Elite räumte man 
politische Beteiligung und Interventionsm öglichkeiten in der Politik je  nach Sta-
Dieser Zeitraum umfasst die Präsidentschaft von Lázaro Cárdenas (1930-1936) bis zu der 
von José López Portillo (1976-1982).
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tus ein. D er Regierung wurde die Grundlage für politische Stabilität a u f  der B a­
sis eines System s perm anenten Aushandelns gesichert (González Tiburcio/De 
A lba 1992: 29f.).
Als Kern der metropolitanen Modemisierungskoalition bezeichnen viele 
Autoren die Beziehung zwischen Staat und sozialen Organisationen, “die 
sich als Quelle zahlreicher Privilegien erwies und die von vornherein durch 
eine Unterordnung der Individuen unter den kollektiven Willen und eine 
interne Hierarchie charakterisiert war” (ebd. 26).
Auch wenn das Fehlen individueller Rechte in Verhandlungen über so­
ziale Leistungen lange Zeit verdeckt wurde, so kann trotz dieses bis heute 
weiter bestehenden Mangels an Rechtsstaatlichkeit das in den dreißiger Jah­
ren geformte Modemisierungsbündnis nicht verstanden werden als eine ‘ver­
steinerte Koalition’ zwischen einem alles von oben kontrollierenden Staat 
und den von dessen Weisungen und Gunstbezeigungen abhängigen, staats­
korporativen Organisationen und opportunistischen oder unterdrückten Be­
völkerungsgruppen. Die Schaffung politischer Stabilität muss in der alltägli­
chen Herstellung von Legitimität durch unterschiedliche staatliche Akteure 
einerseits, und im sozialen Druck von unten durch gesellschaftliche Akteure 
und Akteurinnen andererseits verortet werden (Joseph/Nugent 1994). Dabei 
waren die Beziehungen zwischen organisierter Arbeiter- und Unternehmer­
schaft und staatlichen Akteuren, die sich nach der Revolution herausgebildet 
hatten, für die Kreation und Institutionalisierung eines bestimmten Reform­
stils innerhalb der Modemisierungskoalition wesentlich verantwortlich (Bra- 
chet-Marquez 1994: 20f.).5 Dieser Reformstil bedeutete nun in keiner Weise 
das Fehlen von Konflikten bzw. garantierte deren friedliche Austragung. Er 
implizierte auch nicht, dass sich die Koalitionäre inhaltlich um das Gleiche 
stritten und zu einer Einigung kamen, die den Forderungen von unten ent­
sprach. Er implizierte jedoch über viele Jahrzehnte die Ein- und Ausübung 
von Kommunikationsformen zwischen Herrschenden und Beherrschten. 
Diese waren keineswegs frei von Gewalt -  deutlich ausgeprägt in einigen 
peripheren Machtkonstellationen, aber auch das Zentrum selbst blieb nicht 
verschont, wie die Niederschlagung der Studentenbewegung 1968 zeigte. 
Auch sollten die immer ausgeprägteren Formen des policy dealings nicht mit 
einem RepräsentationsVerhältnis liberaler Demokratien gleichgesetzt wer­
den. Doch was die Aushandlungsformen -  von allen Beteiligten gestión ge­
nannt -  erlaubten, war über die Herausbildung von Entwicklungs- und So­
Brachet-Marquez (1994) weist auf die unabhängig vom Staat zu begründende Entste­
hungsgeschichte der mexikanischen Arbeiterbewegung hin.
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zialpolitiken die Herstellung einer bestimmten sozialen Kohäsion. Auf deren 
Basis konnte die urbane Modemisierungskoalition jahrzehntelang den ge­
sellschaftlichen Wandel mit einer Palette sozialer Politiken, die um ein auf 
den Binnenmarkt orientiertes Wirtschaftswachstum entfaltet wurden, beglei­
ten, von ihm profitieren und ihn teilweise sogar gestalten. Bewältigen konnte 
sie den Wandel angesichts der damit einhergehenden Verwerfungen einer 
fragmentierten Modernisierung jedoch nicht.
2. Fragmentierte Modernisierung der Gesellschaft
Demographisch drückte sich der grundlegende gesellschaftliche Wandel in 
einem raschen Bevölkerungswachstum, einer zunehmenden Migration in die 
Städte und der damit verbundenen Urbanisierung sowie einer Wanderungs­
bewegung in die USA und der damit einhergehenden Transnationalisierung 
der Gesellschaft aus. A uf die steigenden Bedürfnisse einer immer jüngeren 
und zunehmend städtischen Bevölkerung nach Arbeitsplätzen und Wohn- 
raum gelang es der Modernisierungskoalition nur partiell zu antworten. Am 
ehesten erreichte die Ausweitung und Verbesserung des Bildungsangebotes 
die nachwachsenden Generationen. Dagegen blieben Einkommensmöglich­
keiten aufgrund des Mangels an formellen Erwerbstätigkeiten und der Zu­
gang zu den damit verbundenen Leistungen der Sozialpolitik nicht nur be­
grenzt, sondern unterlagen lange Zeit weitgehend der Kontrolle korporativer 
Organisationen, die in die urbane Modemisierungskoalition eingebunden 
waren -  also den verschiedenen sozialen Organisationen der PRI, insbeson­
dere ihren Gewerkschaften.
Die gesellschaftlichen Grenzen der Modemisierungskoalition wurden am 
Ende der ersten Phase (1930 und 1982) zunehmend sichtbar. Die Erstarrung 
gegenüber den gesellschaftspolitischen und kulturellen Artikulationen der 
metropolitanen Jugend, versinnbildlicht in der gewalttätigen Unterdrückung 
studentischer Proteste auf der Plaza de Tlatelolco 1968, konnte in den sieb­
ziger Jahren zeitweilig überwunden werden. Entlastet durch eine jährlich 
anwachsende Migration in die USA suchte die politische Klasse über die 
Ausweitung sozialer Politiken das Modemisiemngsbündnis zu erneuern. In 
diesen wurde ein großer Teil der kritischen Intellektuellen eingebunden.
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2.1 Die mexikanische Bevölkerung: grenzüberschreitend, jung  und doch 
schon zu alt?
Die mexikanische Bevölkerung ist in den letzten Jahrzehnten nicht nur ein­
fach gewachsen: von 16,6 Millionen Einwohner (1930) auf 96,5 Millionen 
im Jahr 20006. Hinter diesem Wachstumsprozess verbergen sich unterschied­
liche Logiken, die vereinfacht ausgedrückt einen Wandel der Probleme einer 
‘unterentwickelten’ in die einer ‘entwickelten’ Gesellschaft widerspiegeln, 
ohne die ersteren wirklich überwunden zu haben.
So hat in den ersten beiden Jahrzehnten nach der Revolution die Be­
kämpfung der typischen Krankheiten der Unterentwicklung wie Malaria, 
Tuberkulose, Syphilis, Ruhr und Typhus zu einem Rückgang der Sterblich­
keitsrate geführt -  vor allem der Kindersterblichkeit (Cabrera/Lezama 1992: 
253ff). Bis 1970 waren die stetig ansteigenden Wachstumsraten der Bevöl­
kerung (1940-1950 2,7%; 1950-1960 3,1%; 1960-1970 3,4%) verbunden mit 
einem deutlichen Rückgang der Sterblichkeit und einer Zunahme der Le­
benserwartung.7 Die zu beobachtende relative Anhebung des Lebensstan­
dards zwischen 1930 und 1970, die Urbanisierung (seit 1960 leben mehr als 
50% der Mexikaner in Städten), sowie die Verbesserung der Bildungssitua­
tion (der Anteil der Analphabeten sank von 43,2% in 1950 auf 25,8% in 
1970), führten jedoch nur langsam zu einer Veränderung kultureller Muster, 
wie etwa des Fortpflanzungsverhaltens. Bis in die siebziger Jahre hinein, in 
denen das Bevölkerungswachstum seine höchsten Steigerungsraten aufwies, 
prägten traditionelle Geschlechterbeziehungen und Familienformen, aber 
auch eine bis 1973 pronatalistische Politik die Werte und Normvorstellungen 
weiter Teile der Bevölkerung. Zugleich war es auch in Mexiko das Jahr 
1968, welches nicht nur zum ersten Mal deutlich die politische Enge des 
Systems, sondern auch die kulturelle Unruhe einer neuen städtischen Gene­
ration markierte. Geschlechter- und Generationenbeziehungen und die sie 
tragenden Vorstellungen kamen in Bewegung und führten in den darauf 
folgenden Jahrzehnten nicht allein zu einer weitergehenden demographi­
schen Revolution, sondern zu Veränderungen eben dieser Beziehungen 
(Braig 1992).
6 Vgl. auch im Folgenden INEGI (2000): Indicadores Sociodemográficos (1930-1998), 
México D.F.
7 Zwischen 1930 und 1970 sanken die Sterbefalle von 28 auf 8 pro tausend Einwohner und 
die Lebenserwartung stieg von 36,9 Jahren (1930) auf 41,5 Jahre (1940) und 67,1 Jahre 
in 1980.
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So sank das Bevölkerungswachstum seit den achtziger Jahren deutlich: 
von 3,0% in 1980 auf 1,5% zu Beginn des neuen Jahrtausends.8 Bei einer 
gleichzeitig weiter zunehmenden Lebenserwartung (1980: 67,1 Jahre auf 
74,0 Jahre in 2000) sind inzwischen die Auswirkungen auf den Bevöl­
kerungsaufbau unübersehbar. Nachdem der stärkste Bevölkerungszuwachs 
in den siebziger Jahren zu verzeichnen war und der Anteil der unter 
15-Jährigen den höchsten Anteil erreicht hatte, führte der Rückgang der Ge­
burtenrate zu einer Veränderung des Altersaufbaus der Bevölkerung, der 
sich seit 1990 im Rückgang des Anteils der jüngeren Jahrgänge an der Ge­
samtbevölkerung ausdrückt (INEGI 2000). Weltbankvertreter fürchten be­
reits eine Überalterung der Gesellschaft und suchen damit die Privatisierung 
der Sozialversicherungen zu begründen (Laurell 1996).
Teil dieser nationalen demographischen Veränderungen war eine drasti­
sche Abwanderung vom Land. Aufgrund der raschen Urbanisierung seit den 
fünfziger Jahren leben heute mehr als 74,6% (INEGI 2000) der mexikani­
schen Bevölkerung in Städten, wobei in den letzten beiden Dekaden die 
Grenzstädte im Norden immer mehr Menschen aufnahmen, während die 
klassischen urbanen Metropolen, wie Mexiko-Stadt und Guadalajara, in 
ihren Kernen eher an Bevölkerung verloren haben, zugleich jedoch in ihrem 
Umland weiterhin anwuchsen.
Neben der internen Migration spielten und spielen Wanderungsbewe­
gungen in die USA eine wesentliche Rolle. Entsprechend der offiziellen 
Daten hat die legale Migration in die USA seit den siebziger Jahren deutlich 
zugenommen.9 Lebten 1970 etwa 789.000 Mexikaner im nördlichen Nach­
barland, so waren es 1997 über 7,3 Millionen (INEGI 2000). Allerdings 
spiegeln sich die komplexen grenzüberschreitenden Wanderungsbewegun­
gen nur sehr unzureichend in diesen Zahlen wider. Nicht allein, dass sie die 
illegale Zuwanderung der so genannten indocumentados nicht erfassen oder 
die ständig anwachsende Zahl Deportierter und damit die gescheiterten Ver­
Mitte der sechziger Jahre gebar noch jede Frau im gebärfähigen Alter im Durchschnitt 
7,5 Kinder, 1985 waren es 4,1, 1995 dann 2,9 und im Jahr 2000 noch 2,4 Kinder.
In den Revolutionsjahren und danach war die Abwanderung in den Norden äußerst hoch; 
zwischen 1911 und 1920 wanderten 219.004 Mexikaner legal aus, zwischen 1921-1930 
sogar 459.287. Nachdem die legale Einwanderung in die USA in den Dreißigern und 
Vierzigern relativ unbedeutend war (22.319 bzw. 60.589) und auch noch in den fünfziger 
und sechziger Jahren nicht wieder an die Zahlen während und unmittelbar nach der Re­
volution herankam, stieg sie in den siebziger Jahren an (640.294) und expandiert seither 
(Aquayo Quezada 2000: 381).
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suche,10 über die Grenze zu kommen, ausblenden. Sie können vor allem auch 
nicht die Veränderungen sichtbar machen, die sich nicht als einfache Aus­
wanderungswellen oder saisonale Zu- und Rückwanderungen, vor allem der 
Landarbeiter, beschreiben lassen. Transmigration und die Herausbildung 
transnationaler Familienbeziehungen, deren Netzwerke grenzüberschreitend 
verschiedene Lebensräume verbinden, in denen sich die Familienmitglieder 
zwischen verschiedenen Orten und Arbeitsstellen in ihrer Heimatregion -  
etwa der Misteca in Puebla oder Oaxaca und Chicago oder Los Angeles -  
entlang komplizierter Familienstrategien bewegen, bilden nach Ludger Pries 
transnationale Räume (Pries 1999) aus, die eine transnationalism from  below 
ausmachen. Die Erfahrungen mehrfachen Scheitems an der Grenze und 
schließlich doch über den Zaun oder die Wüste zu gelangen, nach einigen 
Jahren beruflichen Fortkommens oder wenigen Monaten des ‘Jobbens’ ins 
Heimatdorf zurückzukehren und dort zu heiraten bzw. kommunale Verant­
wortung zu übernehmen, um dann doch erneut eine Grenzüberschreitung zu 
wagen, prägen die Biographien von immer mehr Mexikanern und Mexikane­
rinnen.
Auf der Makroebene wirkte die Migration über die Jahrzehnte hinweg in 
mehrfacher Weise stabilisierend: Die Abwanderung von Arbeitskräften bil­
dete nicht nur für den mexikanischen Arbeitsmarkt sowie für den Zugang zu 
Land ein notwendiges Ventil" und brachte für die Sozialpolitik Entlastungen 
mit sich; zugleich wurden die Geldüberweisungen der Migranten an ihre 
Familien und Dörfer nicht nur zu deren überlebenswichtigen Ressource, 
sondem zu stets wichtigeren Deviseneinnahmen12 des Landes.
2.2 Informalisierung und Tertiarisierung der Erwerbsarbeit 
Die Wanderungsbewegungen waren seit den siebziger Jahren in verstärktem 
Maße einem Strukturwandel der Beschäftigung geschuldet. Denn die Dyna­
mik des nationalen Erwerbsbereichs wurde der Bevölkerungsentwicklung 
und der Landflucht in keiner Weise gerecht. So war der deutliche Rückgang 
der Agrarbevölkemng und der Beschäftigten in der Landwirtschaft im Ver­
10 Allein 1999 wurden 1,5 Millionen zurückgeschickt (Maihold 2003: 219).
11 W ährend der Krisenjahre (1992-1997) migrierten offiziell mehr als zwei Millionen Me­
xikaner in die USA. Die Mehrzahl der Migranten waren lange Zeit Männer im erwerbs­
tätigen Alter, zwischen 24 und 34 Jahren, die aus den Bundesstaaten Jalisco, Oaxaca, 
Michoacan, und Guanajuato kamen.
12 Die remesas (FamilienrückiranVera) sind im Jahr 2004 au f den Rekordwert von 
13,26 Mrd. US$ angestiegen und damit höher als die Öleinnahmen des Landes (vgl. Bar­
bara Fritz in diesem Band).
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gleich mit europäischen und den anderen nordamerikanischen Gesellschaften 
mit einer deutlich geringeren Industrialisierung und einer dementsprechend 
stärkeren Tertiarisierung verbunden, so dass oftmals von ‘Urbanisierung 
ohne Industrialisierung’ oder von ‘vorgezogener Tertiarisierung’ gesprochen 
wurde, um den sozioökonomischen Wandel in Lateinamerika zu beschrei­
ben.
Die Dynamik des industriellen Sektors und die generell hohen Wachs­
tumsraten in der Zeit des milagro mexicano hatten seit den vierziger Jahren 
bewirkt, dass der Anteil der Beschäftigten am Primärsektor (Landwirtschaft 
und Bergbau) von 73,2% (1930) auf 36,7% im Jahre 1980 abgebaut und der 
Anteil des Sekundärsektors (vor allem verarbeitendes Gewerbe, aber auch 
Baugewerbe) sich im gleichen Zeitraum von 15,0% auf 29,1% ausweitete 
(INEGI 2000). Doch im Vergleich zu den USA und Europa gelang es dem 
Industriebereich nicht, so viele Arbeitskräfte aufzunehmen, dass von der 
Herausbildung einer Industriegesellschaft gesprochen werden kann; weder in 
der Zeit der importsubstituierenden Industrialisierung, noch in der der ex­
portorientierten Montageproduktion.
Die industrielle Substanz, die sich in der Phase der importsubstituieren­
den Industrialisierung seit den vierziger Jahren und bis in die siebziger Jahre 
herausgebildet hatte, wurde in den achtziger Jahren durch Privatisierung, 
Deregulierung und Abbau protektionistischer Maßnahmen stark reduziert. 
Dies führte dazu, dass 1995 52,9% der Beschäftigten im Tertiären Sektor 
(Dienstleistungen und Handel) arbeiteten und trotz des ‘Booms’ der Ma- 
quiladora-Industrie in den letzten beiden Jahrzehnten nur noch 24,5% im 
Sekundären Sektor; 22,6% waren zur gleichen Zeit im Primärbereich tätig 
(INEGI 2000). Zugleich verlief die Tertiarisierung der Ökonomie hoch seg­
mentiert ab. Im Ergebnis wandelte sich Mexiko von einer Agrar- zu einer 
Dienstleistungsgesellschaft, ohne jedoch eine ausreichende industrielle Basis 
auszubilden. So entwickelten sich zwar moderne Dienstleistungen im Fi­
nanz- und Versicherungsbereich sowie im öffentlichen Dienst, zugleich blieb 
ein sehr hoher Anteil persönlicher Dienstleistungen gerade auch in privaten 
Haushalt erhalten (Braig 1992).
Die Herausbildung einer heterogenen Volkswirtschaft und eines segmen­
tierten Arbeitsmarktes konnte selbst in den Zeiten der höchsten Wachstums­
raten und des deutlichsten Beschäftigungszuwachses im formellen Erwerbs­
bereich nicht korrigiert werden, so dass sich informelle Beschäftigungsfor­
men ausweiteten. Diese wuchsen seit den achtziger Jahren sogar stärker als 
die formellen. Charakteristisch für die Entwicklung des mexikanischen Ar­
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beitsmarktes war eine bis zu Beginn der achtziger Jahre zwar wachsende, 
insgesamt jedoch begrenzte Entwicklung formaler Beschäftigungsverhältnis- 
se. Doch anders als von vielen erwartet, konnte die Etablierung informeller 
Erwerbsbereiche nicht als vorübergehendes Phänomen von Unterentwick- 
lung gelten. Informalisierung von Arbeitsbeziehungen sowie die Ausweitung 
prekärer Einkommensverhältnisse haben in den letzten beiden Jahrzehnten 
weiter um sich gegriffen.
Die damit verbundenen sozialstrukturellen Veränderungen blieben auch 
auf die Ausgestaltung der metropolitanen Modemisierungskoalition nicht 
ohne Auswirkungen. Sie betrafen zunächst die korporativen Gewerkschaften 
der PRI, denen im Modemisierungspakt bei der Einstellung von Lohnabhän­
gigen im formellen Sektor sowie als Vermittler bzw. bei der Aushandlung 
von Lohnerhöhungen und Sozialleistungen eine wichtige Rolle zukam. Für 
die Konstituierung und langjährige relative Stabilität der Modemisierungs­
koalition war die Etablierung einer cultura tripartida wichtig gewesen, in 
welcher die Regierung und die regiemngsnahen Untemehmerverbände mit 
den Gewerkschaften Institutionen und Verfahren ausgebildet hatten. In die­
sem Rahmen wurden viele für die Arbeits- und Lebensbedingungen der Be­
schäftigten grundlegenden Entscheidungen getroffen und institutionell um­
gesetzt.
Die Einbeziehung der Gewerkschaften gelang nicht zuletzt deshalb, weil 
ihnen in diesem Bündnis eine weitgehende Kontrolle der Einstellung und des 
betrieblichen Aufstieg der Lohnabhängigen in den formellen Erwerbsberei­
chen eingeräumt worden war. Zugleich waren die Gewerkschaften an den 
Betriebsvereinbarungen über Löhne und Sozialleistungen in den einzelnen 
Unternehmen beteiligt. Darüber hinaus waren sie auf nationaler Ebene prä­
sent, wenn es um die Festlegung des Mindestlohns ging oder um die Garan­
tie der verschiedenen Sozialpakte13 zwischen Regierung, Unternehmen und 
Gewerkschaften. Für die Beschäftigten selbst wichtig war darüber hinaus die 
Beteiligung der Gewerkschaften an der Etablierung, Ausgestaltung und Or­
ganisation der auf die formelle Lohnarbeit bezogenen sozialen Leistungen in
13 Die PRI-Gewerkschaften schlossen sich Bündnissen mit der Regierung und den Unter­
nehmern selbst dann an, wenn wie beim Pacto de Solidaridad Económica 1987 durch die 
Regierung De la Madrid durchgesetzt, die Arbeitnehmer nichts zu gewinnen hatten und 
die unabhängigen Gewerkschaften gegen den Pakt mobilisierten.
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den Bereichen der Unfall- und Alterssicherung, der Gesundheitsversorgung 
sowie dem Zugang zu Sozialwohnungen.14
In all diesen Aushandlungsprozessen ging es nicht allein um die absolute 
Einkommenshöhe, sondern gerade auch darum, zumindest die Mehrzahl der 
städtischen Lohnabhängigen wirtschaftlich und sozial am Fortschritt zu 
beteiligen und ihnen ein besseres Leben in Aussicht stellen zu können. So 
wurde, als in den dreißiger Jahren die gesetzlichen Grundlagen des Mindest­
lohns formuliert wurden, dieser als Familienlohn definiert, der “ausreichen 
soll, die normalen Bedürfnisse eines Familienvaters materiell, sozial und 
kulturell zu befriedigen und die Kinder mit der obligatorischen Schulbildung 
zu versehen”.15 Gerade von der in die Modemisierungskoalition eingebun­
denen städtischen Arbeiterschaft wurde der Lohn als eine moralische Kate­
gorie angesehen, in welche ihre Vorstellungen von einem besseren Leben -  
gebunden an eine bestimmte Form von Familienleben -  eingingen. Damit 
der Mindestlohn diese symbolische Funktion erfüllen und als Bezugspunkt 
zwischen Gewerkschaften und Unternehmern anerkannt werden konnte, 
musste er aber auch eine wirtschaftliche Funktion wahmehmen, d.h. er sollte 
die notwendigsten Lebenshaltungskosten einer Familie abdecken können. 
Spätestens seit 1988, als die Löhne von sozialversicherten Arbeitern und 
Angestellten auf die reale Kaufkraft von 1960 zurückfielen, haben die mexi­
kanischen Mindestlöhne jedoch sowohl ihren moralischen, als auch ihren 
ökonomischen Wert eingebüßt und stellen seither selbst makroökonomisch 
nur noch eine beschränkte Nachfragegröße'6 dar. Damit geriet auch eine 
gewerkschaftliche Beschäftigungs- und Lohnpolitik ins Wanken, die sich an 
einer überkommenen geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung orientiert hatte.
Mit dem Rückgang der formellen Erwerbsarbeit, dem drastischen Ab­
senken des Lohnniveaus, dem Überhandnehmen informeller und prekärer 
Erwerbsformen sowie der verstärkten Präsenz von Frauen verloren die klas­
sischen Gewerkschaftsstrukturen der PRI an Reichweite und damit an politi­
scher Bedeutung in und für die Modemisierungskoalition. Die Flerrschaft der
14 In den siebziger Jahren war INVONAVIT (Instituto del Fondo Nacional de la Vivienda 
para los Trabajadores) für die Bereitstellung von Sozialwohnungen für Arbeitnehmer 
der Privatwirtschaft geschaffen worden.
15 Artikel 90 des Nueva Ley Federal del Trabajo Reformada, Mexiko, 1934/1977, 
32. Auflage.
16 Konnten Arbeitnehmer 1982 noch über 36% des Sozialproduktes verfugen, so waren es 
1994 nur noch 20%. Allein 1995 verzeichnete die ILO für die mexikanischen Löhne mit 
13,3% den stärksten realen Rückgang in ganz Lateinamerika (Mexico & NAFTA Report 
1996:6).
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alten Gewerkschaftsbosse, die jahrzehntelang innerhalb der Modemisie- 
rungskoalition mehr oder weniger mitgespielt hatten, hatte sich bereits über­
lebt, als ihr wichtigster Repräsentant, Fidel Velasquez, seit 1941 der ewige 
Führer der CTM, im Sommer 1997 im Alter von 97 Jahren starb. Die überal­
terte und versteinerte Führung der PRI-Gewerkschaft hatte keine Antwort 
auf die Politik ihrer Präsidenten parat, die seit 1982 im Kontext neoliberaler 
Globalisierung durch Privatisierung und Schließung von Betrieben zu Mas­
senentlassungen formal beschäftigter und gewerkschaftstreuer Familienväter 
geführt hat. Sie wusste aber auch nicht, wie mit einem neuen Typus von 
Beschäftigten umzugehen war, der sich langsam herausgebildet hatte. Dieser 
stand dem korporativistischen Gewerkschaftsmilieu der PRI distanziert ge­
genüber, war er doch überwiegend jünger und oft weiblich, im Gegensatz zu 
den entlassenen Gewerkschaftsmitgliedern. Denn immer öfter waren es 
Frauen, die nicht zuletzt wegen ihrer Distanz zu den Gewerkschaften als 
‘unverdorbene’ Arbeitskräfte in den exportorientierten Industriebereichen 
eingestellt wurden.
Gerade auf die Umstrukturierungen der letzten beiden Jahrzehnte, von 
der auch die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung nicht verschont blieb, 
waren die alten Modemisierungskoalitionäre kaum vorbereitet. Hatte die 
Erwerbsrate der Frauen 1970 noch ca. 18% betragen, so war sie bis Ende der 
neunziger Jahre auf ca. 37% angestiegen; die der Männer war über den Zeit­
raum mehr oder weniger konstant geblieben, nämlich bei knapp 80% (Cun­
ningham 2001: 85). Die geschlechtsspezifischen Zuschreibungen blieben 
bestehen, denn die deutliche Differenz zwischen weiblicher und männlicher 
Erwerbsquote ist auch heute noch mit den unterschiedlichen Zuweisungen 
der häuslichen, unbezahlten Tätigkeiten an verheiratete Frauen und Mädchen 
gebunden, müssen sie doch -  entsprechend ihres Alters und Familienstandes 
-  verschiedene Aktivitäten kombinieren und können diese im häuslichen 
Bereich kaum delegieren. Trotzdem waren die Zuwachsraten der weiblichen 
Erwerbstätigkeit in den neunziger Jahren mit jährlich 4,5% teilweise doppelt 
so hoch als die der Männer mit 2,6% (Unifem 1999: 18). Dabei stieg die 
Erwerbsrate von Frauen im Alter zwischen 20 und 44 Jahren deutlich an, 
traten doch insbesondere verheiratete Frauen verstärkt in den wirtschaft­
lichen Krisenzeiten der achtziger und neunziger Jahre auf den Arbeitsmarkt. 
Das im Unterschied zu dem der Männer antizyklische Erwerbsverhalten 
verheirateter Frauen mit Kindern (Cunningham 2001: 9 lf.) stellt immer 
mehr eine Art letzte soziale Rückversicherung in einkommensschwachen 
und armen Haushalten dar. So verbergen sich hinter den hohen Zuwachsra-
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ten der weiblichen Erwerbsarbeit in den neunziger Jahren nicht allein die 
verbesserten Erwerbschancen von Frauen in den exportorientierten Indust­
riezweigen, denen übrigens ein Rückgang der Erwerbschancen im öffent­
lichen Dienst entgegensteht, sondern auch ein Zerfall der Haushaltseinkom­
men. Dieser ist in den städtischen Linter- und Mittelschichten einem deut­
lichen Reallohnverfall geschuldet und in ländlichen Regionen auf den Abbau 
unterschiedlicher Regulationsmechanismen, welche die bäuerlichen Ein­
kommen stützten, zurückzuführen (Katz/Correia 2001).
3. An den Grenzen des Machterhalts: Umbau sozialer Politikfelder
Die Felder sozialer Politiken haben sich viele Jahrzehnte lang -  oft unter 
Berufung auf die Revolution -  auf breiter gefasste entwicklungspolitische, 
aber auch auf enger verstandene sozialpolitische Projekte bezogen. Lange 
Zeit haben sich soziale Politiken mit den gesellschaftspolitischen Aufgaben 
der Bildungs- und Agrarpolitik verbunden. Zugleich haben sie hoch profes­
sionalisierte Einrichtungen der Sozialversicherung und der medizinischen 
Versorgung bereitgestellt und schließlich eine Vielzahl verschiedener Pro­
jekte hervorgebracht, die vom Zugang zu Bauland und Infrastruktur, Maß­
nahmen zur Förderung der lokalen und regionalen Entwicklung marginaler 
Gebiete bis hin zu Maßnahmen der Armutsminderung und Kleingewerbeför­
derung reichten.
Doch trotz einer deutlichen Professionalisierung der Sozialpolitik, vor al­
lem in den Instituten der Sozialversicherungen, blieben die sozialen Politik­
felder durch das Ineinandergreifen von politischen Aushandlungsprozessen 
zwischen den verschiedenen sozialen Akteuren der Modemisierungskoali- 
tion und durch die Aufrechterhaltung der Machtbalance zwischen metropo- 
litanen und peripheren Koalitionen machtpolitisch geprägt. Zweifelsohne 
charakteristisch war dies für die ersten Jahrzehnte, als soziale Politiken in 
der Regel im Rahmen des Agrarreform- oder des Bildungsministeriums eng 
mit regionaler Entwicklung verbunden wurden, hatte doch traditionell die 
Landverteilung im Rahmen der Agrarreform eine zentrale Rolle für die poli­
tische Kultur des Ausgleichs und Verhandelns an der Peripherie gespielt. 
A uf dem Artikel 27 der Verfassung, der bis 1992 eine legale Möglichkeit 
einräumte, über Landnahme Land zu erhalten, basierten nicht allein Teile 
des mexikanischen Agrarsystems wie die Ejidos, sondern auf ihn richteten 
sich die Hoffnungen der Landlosen, eigene Anbauflächen bewirtschaften 
und ein besseres Leben führen zu können, und verstärkt seit den siebziger 
Jahren auch die der städtischen Marginalisierten, die durch Landbesetzung
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Bauland und ein Dach über den Kopf zu erkämpfen suchten. Daneben war 
auch das Bildungsministerium (SEP, Secretaría de Educación Pública) ein 
Instrument der zentralen Bundesregierung, das verschiedene soziale Maß­
nahmen konzipiert und entwickelt hatte. Allerdings war die symbolische 
Bedeutung der Bildung über die Konstruktion der Nation für das Macht­
bündnis zentraler und die Möglichkeit über Bildung an sozialen Aufstiegs­
prozessen teilzuhaben (Zapata 2003) für die Individuen letztendlich wichti­
ger gewesen, als die an die Bildungspolitik angehängten sozialpolitischen 
Maßnahmen.
Im Weiteren werde ich die mit Agrarreform und Bildung verbundenen 
sozialen Politiken nicht weiter berücksichtigen, auch wenn sie für die Bezie­
hungen zwischen peripheren Machtgruppen und der metropolitanen Moder­
nisierungskoalition jahrzehntelang von großer Bedeutung gewesen sind. 
Fokussiert werden sollen zwei unterschiedliche Logiken sozialer Politiken, 
die sich zunächst ergänzten und dann ablösten. Einmal geht es darum, den 
Kem moderner Sozialpolitik und seine spezifischen Begrenzungen in einer 
fragmentierten Gesellschaft wie der mexikanischen aufzuzeigen. Für den an 
formelle Erwerbsverhältnisse gebundenen Kembereich der städtischen 
Lohnabhängigen -  und damit für die Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 
-  kamen den Instituten der Sozialversicherungen, die sich in der Zeit des 
milagro mexicano ausgebildet hatten, grundsätzliche Bedeutung zu. Zum 
anderen gilt es jedoch auch, andere Formen von Sozialpolitik in die Betrach­
tung zu ziehen. Denn trotz der Ausweitung der Aufgaben der Institute der 
Sozialversicherung waren deren Leistungen auf Grund der begrenzten Ent­
wicklungsdynamik der formellen Lohnarbeit für einen größeren Teil der 
Bevölkerung nur schwer bzw. gar nicht zugänglich.
Zwar waren die Grenzen einer Entwicklungs- und Sozialpolitik, die ein­
gelassen war in die Dynamik einer importsubstituierenden Industrialisierung, 
bereits in den siebziger Jahren sichtbar geworden. Diese Grenzen konnten 
jedoch durch den Erdöl boom zeitweise und nicht zuletzt mit Hilfe der Er­
schließung neuer sozialer Politikfelder ausgeweitet werden. Mit dem Ein­
bruch der Rohölpreise 1981 und dem Schuldenmoratorium 1982 begann eine 
lang andauernde und schwere Wirtschaftskrise, in deren Schatten ein grund­
legender Umbau des Entwicklungsmodells stattfand. Im neuen Modell war 
die Einbeziehung sozialer Politiken in die politischen Aushandlungsprozesse 
nicht vorgesehen, zumal es schien, dass diese überflüssig geworden wären 
angesichts des Auseinanderbrechens sowohl der metropolitanen Modemisie- 
rungskoalition als auch der Machtbalance mit den peripheren Cliquen. Der
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Vorrang, der der Austeritätspolitik zwischen 1982 und 1988 eingeräumt 
worden war, erzeugte im Bereich der sozialen Politiken einen drastischen 
finanziellen Einbruch und konzeptionell ein Vakuum. Allein durch den 
Wegfall sozialer Sonderprogramme und dem Sich-selbst-überlassen der In­
stitute der Sozialversicherung verzichtete die zentrale Bundesregierung auf 
die ihr zur Verfügung stehenden Instrumente des policy dealings, wie sie 
zuvor zum Einsatz gekommen waren und nach 1988, unter Präsident Carlos 
Salinas de Gortari, unter anderen Vorzeichen wieder aufgegriffen wurden.
In einem ersten Schritt soll nun zunächst die Geschichte des Kerns mo­
derner Sozialpolitik dargelegt und dabei seine enge Verbindung mit dem bis 
1982 vorherrschenden Entwicklungsmodell und die Konsequenz aus dessen 
Auflösung aufgezeigt werden. Dabei kann deutlich gemacht werden, dass 
der Kembereich nicht nur ausgedehnt wurde, sondern durch Kooperationen 
der Institute der Sozialversicherung mit anderen Formen sozialer Politik -  
insbesondere im Bereich der medizinischen Versorgung -  eine sozialpoliti­
sche Bedeutung über den engen Kreis der formellen Lohnabhängigen hinaus 
bekam. Die damit verbundene Ausgabenerhöhungen führten angesichts der 
seit 1982 massiv bröckelnden finanziellen Basis zu einer Überbelastung der 
Institute der Sozialversicherung. Das wurde allerdings in den Mitte der 
neunziger Jahre erstellten Evaluierungen der Institute geflissentlich überse­
hen, um eine grundsätzliche Systemveränderung begründen zu können.
3.1 Der Kern moderner Sozialpolitik und seine Erosion 
In Anlehnung an europäische Vorbilder und entsprechend den Vorgaben der 
ILO (International Labour Organization) war in Mexiko ein modernes Sys­
tem sozialer Sicherung eingeführt worden, welches auf dem Umlageverfah­
ren zwischen Beitragszahlenden und Leistungsberechtigten beruhte und als 
öffentlich-rechtliche Institution verfasst worden war. Die Basis für diese Art 
verrechtlichter und institutionalisierter Sozialpolitik war in der Phase des 
milagro mexicano mit der Gründung des IMSS (Instituto Mexicano del Se­
guro Social) im Jahr 1943 gelegt worden. In dieser öffentlichen, bis 1995 der 
Verwaltung der zentralen Bundesregierung unterstehenden Institution,17 
waren alle formell beschäftigten Lohnabhängigen der Privatwirtschaft 
pflichtversichert (zunächst gegen die Risiken von Invalidität, Alter und 
Krankheit), wodurch ihnen auch eine gute medizinische Versorgung zuteil
17 An der Finanzierung beteiligten sich die drei für den formellen Erwerbsbereich wichtigen 
Akteure, der Staat, Unternehmen und Arbeitnehmer, wobei allerdings die beiden letzten 
mit ihren Pflichtbeiträgen die Hauptlast trugen.
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wurde. Im Jahre 1955 war mit dem ISSSTE (Instituto de Seguridad y  Servi­
cios Sociales de los Trabajadores del Estado) eine ähnliche Einrichtung für 
die Staatsbeschäftigten geschaffen worden; andere staatliche Bereiche wie 
das Militär oder die staatliche Erdölgesellschaft PEMEX verfügten über 
eigene Institutionen.
In den ersten Jahrzehnten bis 1982 standen einer stets wachsenden Zahl 
versicherter Beitragszahler eine kleine Gruppe von Rentnern gegenüber, so 
dass die wachsenden Einnahmen aus den Pflichtbeiträgen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sowie die Übertragungen des Staates für Investitionen ins 
Gesundheitswesen (vor allem in die Infrastruktur) und für die Ausweitung 
weiterer sozialer Leistungen (beispielsweise ab 1973 auch für die Einrich­
tung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten für erwerbstätige Mütter) verwen­
det werden konnten. Als Spezifika der mexikanischen Sozialversicherungen 
können die reichlich genutzte Möglichkeit gelten, den Kreis der Leistungs­
berechtigen weit zu fassen und ihn immer wieder im Laufe der Jahre aus­
zudehnen, die Leistungen auszuweiten und beides durch Umverteilung zwi­
schen den einzelnen Versicherungssparten zu finanzieren. So konnte jahr­
zehntelang, nicht zuletzt unter Heranziehen der Überschüsse aus der 
Rentenversicherung, ein weitgefasstes System sozialer Sicherung aufgebaut 
werden, welches den Bau und den Unterhalt von Krankenhäusern, die medi­
zinische Versorgung sowie die Bereitstellung von Kindergärten u.a.m. um­
fasste.18
Mischfinanzierungen und 7Vu«s/erzahlungen zwischen den einzelnen 
Versicherungssparten innerhalb des IMSS waren eigentlich nicht vorgesehen 
gewesen, rechtlich sollte jeder Versicherungszweig lediglich seine eigenen 
Leistungen finanzieren. Unter entwicklungspolitischen Aspekten kann der 
Rückgriff auf die bis in die siebziger Jahre rasch wachsenden Überschüsse 
der Rentenversicherung jedoch sinnvoll erscheinen, erlaubte dieses Vorge­
hen doch trotz Unterfinanzierung der Krankenversicherung den Aufbau einer 
Gesundheitsversorgung für immer mehr Berechtigte. Obgleich die Einrich­
tungen des IMSS aufgrund der regionalen Verteilung der Beitragszahler 
stärker in den urbanen, industriellen Zentren konzentriert waren, stellte das 
Institut seine medizinischen Dienste einer stetig wachsenden Zahl von Leis- 
tungsempfängem zur Verfügung. Ermöglicht wurde diese Ausweitung nicht 
zuletzt durch die sehr weit gefasste Familienorientierung der Sozialversiche-
18 Die Ausgaben im IMSS für Gesundheit und Mutterschutz beliefen sich in den letzten 
Jahrzehnten auf ca. 63% der Ausgaben, auf der Einnahmenseite schlugen sie jedoch nur 
mit 53% zu Buche.
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rung; diese führte zu einer breiten Einbeziehung der Bevölkerung, vor allem 
in die medizinische Versorgung.19 Ein Resultat dieser Transaktionen inner­
halb der Institute IMSS und ISSSTE war längerfristig ein Mangel an Investi­
tionen und Rückstellungen für die seit den achtziger Jahren ansteigenden 
Rentenzahlungen. Kurz- und mittelfristig war es jedoch gelungen, ein mo­
dernes Gesundheitswesen im Rahmen der Sozialversicherungen aufzubauen. 
Die medizinischen Einrichtungen des IMSS galten lange Zeit als qualitativ 
gut; in den letzten 15 Jahren wirkten sich jedoch fehlende Erneuerung von 
Infrastruktur und mangelnde Neuanschaffungen entsprechender Geräte auf 
die Qualität und den Ruf des Instituts aus.
Die Möglichkeiten, auf Kosten der Rentenversicherung andere Sozial­
leistungen der Institute aufzubauen, reduzierten sich jedoch drastisch in den 
ökonomischen Krisenjahren und aufgrund der damit einhergehenden Verän­
derung des Entwicklungsmodells nach 1982. Die immer weitere Segmentie­
rung der Arbeitsmärkte wirkte sich unmittelbar auf die Anzahl der Beitrags­
zahler und die Höhe der Beiträge der Versicherten aus und damit auf die 
Einnahmeseite der Sozialversicherungen. Der Abbau der formellen Beschäf­
tigung und der Verfall der Löhne traf den Kern der nationalen, binnenmarkt­
orientierten Industrie am härtesten und damit die finanzielle Basis des IMSS. 
Insbesondere die Schließung bzw. Privatisierung großer parastaatlicher Un­
ternehmen, und damit relativ beitragsstarke sozialversicherungspflichtige 
Bereiche, führten in den achtziger Jahren zu einem Rückgang der Einnah­
men. Als zu Beginn der Präsidentschaft von Salinas de Gortari (1988-1994) 
die Versicherungspflicht auf Erwerbsbereiche ausgedehnt wurde, die zuvor 
ausgeschlossen gewesen waren, stieg der Anteil der Versicherten mit gerin­
gen und prekären Einkommen und der von Zeit- und Saisonbeschäftigten; 
als Folge verdienten 80% der lohnabhängigen Beitragszahler 1994 weniger 
als drei Mindestlöhne. Zugleich waren über 80% der Unternehmen, die Bei­
träge entrichteten, Kleinbetriebe mit weniger als zehn Beschäftigten (Gutié­
rrez Arriola 1996: 13). Angesichts dieser Strukturveränderungen -  Abbau 
formell gesicherter Arbeitsplätze, Senkung der Löhne und Integration un­
sicherer Erwerbsbereiche -  verlor das Institut zwischen 1983 und 1994 Ein­
nahmen in Höhe von 217 Millionen Pesos, oder anders ausgedrückt: das 
5,5-fache des Haushaltes von 1994 (Laurell 1996: 13).
19 Im Vergleich zu anderen Ländern Lateinamerikas erlaubte das mexikanische Sozialver­
sicherungsgesetz den versicherungspflichtigen Arbeitnehmer(inne)n, neben ihren Ehe- 
frauen(männem) oder Lebensgefáhrt(inn)en ihre Kinder und Eltern, z.T. auch Geschwis­
ter und Hinterbliebene, bei der Krankenkasse mitzuversichem.
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Anders als in vielen anderen lateinamerikanischen Ländern, die -  am 
chilenischen Modell ausgerichtet -  in den achtziger Jahren den Übergang 
vom Umlageverfahren auf das Kapitaldeckungsverfahren und die damit ver­
bundene Privatisierung ihrer Sozialversicherungen vorangetrieben hatten, 
verlief die Entwicklung in Mexiko in diesem Zeitraum weniger geradlinig. 
Zunächst wurden in den Krisenjahren nach 1982 die staatlichen Unterstüt­
zungszahlungen für die Sozialversicherungen sowie alle öffentlichen Sozial­
ausgaben stark reduziert20. Neben dem durch Austeritätspolitik und Kurs­
änderung im ökonomischen Entwicklungsmodell verursachten Mangel an 
finanziellen Mitteln war die Regierungszeit von Miguel de la Madrid (1982- 
1988) auch noch durch Konzeptions- und Orientierungslosigkeit im Bereich 
der Sozialpolitik gekennzeichnet. Gesellschaftspolitischer Stillstand, im 
Erdbeben von 1985 weithin spürbar, war das vorherrschende Phänomen. Der 
Schwerpunkt der Politik lag auf dem Umbau der Ökonomie und des Ent­
wicklungsmodells, weg von der Importsubstitution und hin zur Exportorien­
tierung. Dahinter mussten nicht nur die politischen Reformen zurücktreten, 
sondern auch die für den Machterhalt der PRI notwendige Reorganisation 
der politischen Bündnisse. Nachdem der grundsätzliche ökonomische Kurs­
wechsel durchgesetzt worden war, änderte sich dies zwar mit der Politik des 
nachfolgenden Präsidenten Salinas de Gortari wieder, doch die Institute der 
Sozialversicherung gerieten unter seiner Politik in den Schatten ständig neu­
er paralleler Sozialprojekte und waren nur insofern von politischem Interes­
se, als sie die Präsidialprojekte unterstützten.
Rückblickend betrachtet wurden mit den finanziellen Kürzungen in der 
Regierungszeit von De la Madrid und mit der Wiederentdeckung neuer so­
zialer Politiken unter Salinas de Gortari in den Jahren von 1982 bis 1994 ein 
grundsätzlicher Wechsel in der Sozialpolitik vollzogen und die Aufkündi­
gung des Sozialpaktes mit den Gewerkschaften vorangetrieben, der dann mit 
der Herauslösung einzelner Aufgaben aus den Instituten der Sozialversiche­
rung, der Privatisierung und der Einführung des Kapitaldeckungsverfahrens 
in der Rentenversicherung Ende der neunziger Jahre endgültig als aufgelöst 
gelten konnte. Sozialpolitisch markierte nicht erst die Privatisierung, sondern 
bereits die Einführung präsidialer Sonderprogramme eine Neubestimmung
20 Die staatlichen Leistungen im Bereich der Arbeits- und Sozialleistungen gingen zwi­
schen 1982 und 1988 um 60% zurück, in den Bereichen Bildung um 33% und Gesund­
heit um 16,5%. Zur gleichen Zeit stiegen die Ausgaben für die Rückzahlung der öffent­
lichen Verschuldung um 99,5% und die für Verteidigung um 5,1% (Cortés/Rubalcava 
1991: A 4.7).
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der sozialen Politik, die eine Fokussierung auf ‘Armutsbekämpfung’ und 
eine Ausgrenzung der Sozialversicherungen beinhaltete. Dies bedeutete den 
Bruch mit dem klassischen europäischen Vorbild der Sozialversicherung. 
Die neuen Konzepte orientierten sich an den weniger verrechtlichten und 
institutionalisierten Aktionen und Programmen, etwa am ‘Kampf gegen die 
Armut’ in den USA und den Sozialfonds, die von Weltbank und Internatio­
nalem Währungsfond in vielen Entwicklungsregionen seit Ende der achtzi­
ger Jahre gefordert worden waren.
3.2 Die Aufkündigung des Sozialpaktes -  Aufspaltung der Sozialversiche­
rung
Mit dem Beginn der Präsidentschaft von Ernesto Zedillo 1994 und dem Pe- 
socrash bekam der Umbau der Sozialversicherung mehr Aufmerksamkeit, 
geriet gar ins Zentrum der sozialpolitischen Kontroversen. In der erneut zu­
gespitzten ökonomischen Situation der Pesokrise 1994/95 fand nun der 
Kurswechsel in der Sozialversicherung statt, den andere Länder schon vor­
gemacht hatten. Das gravierende Strukturproblem und die Unterfmanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme wurden zum zentralen Thema der Politik 
und verschiedener Studien, auch der Weltbank (Laurell 1996: 12ff.). Die 
Aufmerksamkeit, die zunächst vor allem dem IMSS zuteil wurde, war je ­
doch nicht allein sozialpolitischen Überlegungen geschuldet, sondern muss 
im Kontext der Finanzkrise zu Beginn des Jahres 1995 gesehen werden. Die 
Weltbank, das chilenische Beispiel vor Augen, sah die Privatisierung (zu­
nächst lediglich) des IMSS21 für die Überwindung der Pesokrise als notwen­
dig an, wollte man die offenkundig gewordene Abhängigkeit der Kapitalver­
sorgung von schnelllebigem ausländischen Kapital durch eigene, nationale 
Ersparnisse beseitigen. Den durch die Bankenzusammenbrüche noch ver­
stärkten Kapitalmangel galt es mit Hilfe der Reformen der Sozialversiche­
rung zu überwinden, wobei der Übergang vom Umlageverfahren zu einem 
Kapitaldeckungsverfahren die Sozialversicherungsbeiträge als Zwangser- 
spamisse für Investitionen erschließen sollte. Im Zentrum der Reformen der 
Sozialversicherung 1995/96 standen daher zum einen die Einführung des 
Kapitaldeckungsverfahrens bei der Rentenversicherung, zum anderen die 
Trennung der einzelnen Versicherungsbereiche. Unfall-, Renten- und Kran­
kenversicherung, medizinische Versorgung, Mutterschutz, Kinderbetreuung
21 Derzeit wird, initiiert durch die Weltbank, die Privatisierung des ISSSTE vorbereitet.
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etc. wurden getrennt und hatten ihre Leistungen nunmehr aus ihren eigenen 
Einnahmen zu finanzieren.
Politisch bildeten die neuen Gesetze (Ley de Seguro Social und Ley de 
Coordinación de los Sistemas de Ahorro para el Retiro) von 1995/96, wie 
die Sozialpolitikerin Ana Cristina Laurell betont, einen “Teil des Ausver­
kaufs des nachrevolutionären Sozialpaktes” (Laurell 1996: 12). So zog sich 
der Staat nicht nur aus wichtigen Bereichen der Sozialpolitik zurück und 
übernahm die nicht geringen Kosten der Transformation, sondem er begab 
sich seines früheren Handlungsspielraums, indem die bedeutendsten Sozial­
kassen des Landes der Kontrolle des privaten Finanzsektors überlassen wur­
den.
3.3 Privatisierung der Rentenversicherung
Die Absicht, auch die SozialVersicherungen in die Privatisierung der mexi­
kanischen Volkswirtschaft einzubeziehen, hatte schon Salinas de Gortari am 
Ende seiner Präsidentschaft geäußert. Ein erster Versuch, Elemente einer 
Kapitaldeckung einzuführen, stellte 1992 das so genannte Sistema de Ahorro 
para el Retiro (SAR) dar. Der Einführung desselben war allerdings wenig 
Erfolg beschieden gewesen, so dass erst während der Regierangszeit von 
Ernesto Zedillo (1994-2000) eine grundlegende Veränderung stattfand. Das 
neue Rentensystem, das seit 1997 in Kraft ist, bedeutete die Abschaffung des 
Solidarprinzips und institutionell die Herauslösung der Rentenversicherung 
aus der Verwaltung des IMSS und dessen verschiedenen Fonds und Umver­
teilungsmechanismen. Dafür wurden individuelle Sparkonten, die auf einem 
Vertrag mit einer Privatversicherung basieren, eingerichtet; sie werden von 
den so genannten Afores (Administradoras de Fondo de Retiro) mit ihren 
Investitionsgesellschaften (Siefore, Sociedades de Inversión de Fondos de 
Retiro) kontrolliert. Das seitdem aufgebaute Afore-Siefore-System dient als 
Finanzintermediär, der die Zwangserspamisse der beitragspflichtigen Be­
schäftigten den Finanzmärkten zur Verfügung stellt. Die zukünftige Rente, 
losgelöst von der Höhe der jeweiligen Löhne und damit von den Ergebnissen 
kollektiver Aushandlungsprozesse, soll allein den individuellen Ersparnissen 
entsprechen, die sich aus den eingezahlten Beiträgen, der erzielten Verzin­
sung und abzüglich den zu bezahlenden Verwaltungsgebühren ergeben.
Während die Untemehmerverbände, die Banken und Versicherungen 
sowie die Regierungsvertreter den Systemwechsel begeistert begrüßten, 
kritisierten Arbeitnehmervertreter, Teile der Gewerkschaften und viele So­
zialexperten nicht nur die hohen Übergangskosten, welche die öffentlichen
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Haushalte, insbesondere die zentrale Bundesregierung, zu tragen haben, 
sondern die Verschlechterung, die das neue System für die Versicherten 
bedeutet. Durch die Anhebung der Mindestversicherungsdauer von früher 
500 Wochen auf 1.250 Wochen und aufgrund der Unsicherheit der Anlagen 
rechnen sie in Zukunft mit niedrigeren Renten und weniger Rentenbeziehem 
sowie einer Schlechterstellung der Hinterbliebenen. Diese hatten im alten 
Modell automatisch Zugang zur medizinischen Versorgung des IMSS ge­
habt, welcher nun durch die Aufspaltung der verschiedenen Bereiche nicht 
mehr gegeben ist.
3.4 Gesundheitsversorgung in einer fragmentierten Gesellschaft 
Im Alltag der mexikanischen Bevölkerung war der Zugang zu den medizini­
schen Einrichtungen und Versorgungsleistungen wichtiger gewesen, weil 
präsenter, als Rentenzahlungen oder Abfindungen im Falle von Entlassun­
gen. So kamen 1994, vor dem Ab- und Umbau des IMSS, schätzungsweise 
56% der Bevölkerung in den Genuss der medizinischen Leistungen der Insti­
tute der Sozialversicherungen. Doch trotz ihres seit den dreißiger Jahren 
beachtlichen Auf- und Ausbaus blieb das Angebot und der Zugang zur me­
dizinischen Versorgung gesellschaftlich und geographisch äußerst heterogen. 
Vor allem unter der ländlichen Bevölkerung war ein großer Teil von den 
Sozialversicherungen und ihren Leistungen ausgeschlossen. Arme bzw. 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen, wenn sie nicht in den Krankenhäusern 
und Gesundheitsstationen der Gesundheitsministerien (der Bundes- oder 
Landesregierungen), deren Versorgungsniveau unter dem der Sozialversi­
cherung lag, betreut werden konnten, mussten entweder auf eine Grundver­
sorgung ganz verzichten oder selbst für die allemotwendigsten medizini­
schen Leistungen aufkommen. Eine relativ kleine, aber durchaus anwach­
sende Gruppe hingegen genoss, häufig vermittelt über Privatversicherungen, 
direkten Zugang zu privaten Ärzten und Krankenhäusern.
Ein Teil der politischen Elite, unterstützt von einigen Sozialpolitiken!, 
suchte angesichts der gravierenden regionalen Unterschiede in der medizini­
schen Versorgung neben der Ausweitung des Kreises der Versicherten nach 
weiteren Möglichkeiten, Menschen in den städtischen Slums oder auf dem 
Land zu erreichen. Ein gangbarer Weg schien, die Institute, vor allem das 
IMSS, für eine Kooperation mit sozialen Sonderprogrammen zu nutzen, 
die seit den siebziger Jahren unter der Ägide der jeweiligen Präsidenten im 
Rahmen regionaler Fördermaßnahmen entstanden waren. Der Grundstein 
war mit dem Konzept Solidaridad Social gelegt und die gesetzlichen Grund­
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lagen waren während der Präsidentschaft von Luis Echeverría geschaffen 
worden. Hierdurch war 1973 die Möglichkeit eröffnet worden, medizinische 
Versorgungsleistungen des IMSS auch Nichtversicherten, marginalen Be­
völkerungsgruppen zugänglich zu machen. Neben den 1935 etablierten und 
ebenfalls in den siebziger Jahren ausgebauten Einrichtungen des Gesund­
heitsministeriums (Secretaría de Salubridad y  Asistencia) begann nun das 
IMSS, finanziell unterstützt durch die Bundesregierung, medizinische Ver­
sorgung, Arzneimittel und Krankenhäuser einem weiteren, nicht versicherten 
Personenkreis zu öffnen.
Als erstes einer langen Reihe von präsidialen Sonderprogrammen, die 
wie andere Einrichtungen der Bundesregierung zentral organisiert und vor 
Ort durch Repräsentanten des jeweiligen Präsidenten vertreten waren, wurde 
1974 das Programa Nacional de Solidaridad Social por Cooperación Co­
munitaria eingerichtet. Regional ausgebaut wurden derartige Sozialpro­
gramme während der Präsidentschaft von López Portillo, als man glaubte, 
über hohe Erdöleinnahmen die ‘Zeiten des Überflusses’ ‘managen’ zu müs­
sen. COPLAMAR (Coordinación General del Plan Nacional de Zonas De­
primidas y  Grupos Marginados) war sicherlich bedeutend ambitionierter als 
das Vorgängerprojekt, ging es doch als regionales Entwicklungsprogramm 
über den Gesundheitsbereich weit hinaus. In diesem jedoch beförderte der 
1979 geschlossene Vertrag IMSS-COPLAMAR die weitere Ausdehnung der 
Gesundheitsversorgung des IMSS.
Als nach dem Präsidentenwechsel 1982 und im Kontext des Austeritäts- 
programms das gesamte COPLAMAR aufgrund eines Präsidialdekret ebenso 
rasch verschwand, wie es zuvor gegründet worden war, wurde die Abhän­
gigkeit der nicht verrechtlichten, neuen sozialen Politikfelder vom jeweiligen 
Präsidenten deutlich. Angesichts der leeren Kassen suchte die Regierung 
De la Madrid jedoch nicht einfach nur zu sparen, sondem die Verantwortung 
für soziale Politikbereiche an andere Instanzen, und zwar die Gouverneure 
und die Länder, abzuschieben. In diesem Sinne zielte 1984 ein weiteres Dek­
ret darauf ab, die Einrichtungen im Gesundheitsbereich (sowohl diejeni­
gen des Gesundheitsministeriums als auch die des Kooperationsprogramm 
IMSS-COPLAMAR) den Landesregierungen zu übergeben und mit deren 
Einrichtungen zu verbinden. Allerdings bezogen sich diese eher als Dekon- 
zentrierung denn als Dezentralisierung angelegten Maßnahmen allein auf die 
Gesundheitsversorgung der so genannten población abierta, der nicht versi­
cherten Bevölkemng. Das kann als Versuch verstanden werden, den Födera­
lismus zu stärken, indem den Verantwortlichen auf Landesebene mehr Funk-
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tionen im Bereich der Verwaltung und der Politik eingeräumt werden soll­
ten. Da die Maßnahmen sich jedoch nur auf eine begrenzte Bevölkerungs­
gruppe bezogen und im Rahmen von Haushaltssanierungen der Regierung 
De la Madrid stattfanden, bedeuteten sie in erster Linie eine Verlagerung der 
Verantwortung auf die Länder, die über keine entsprechenden finanziellen 
Ressourcen und professionellen Erfahrungen verfügten. Da vor allem in den 
ärmeren Regionen die Einrichtungen der Länder weit unter dem Niveau von 
IMSS-COPLAMAR lagen, wehrten sich einige Gouverneure gegen den 
Rückzug der Bundesregierung aus der Verantwortung vor Ort.
Die erneute Zentralisierung regionaler Entwicklungs- und Sozialpolitik 
unter der Präsidentschaft von Salinas de Gortari unterbrach zunächst die 
Dezentralisierung im Gesundheitsbereich. Seine Regierung suchte gerade 
über die Verbindung von Sozial- und Regionalpolitik die politische Kontrol­
le über die Gouverneure und die peripheren Machtgruppen zurück zu er­
obern oder zumindest Einfluss auf Bündnisse in lokalen Kontexten ausüben 
zu können. Zumindest rhetorisch neu erfunden unter dem Dach des Progra­
ma Nacional de Solidaridad (PRONASOL) kam es wieder zu einer Auswei­
tung der Verantwortlichkeit des IMSS für nicht versicherte Personen im 
Bereich der Gesundheitsversorgung: diesmal als Programm IMSS-Solidari­
dad. Wenn auch mit bedeutend weniger zentralen Mitteln ausgestattet, exis­
tierten diese Art von Abkommen später weiter, auch wenn die Präsidialpro­
gramme mit den Präsidenten die Namen wechselten. Mit weit geringeren 
finanziellen Mitteln fand eine Fortführung als PROGESO statt, und derzeit 
firmiert ein entsprechendes Abkommen frisch bemalt unter dem Schild 
IMSS-Oportunidades.
Trotz dieser verschiedenen Versuche, eine Ausdehnung der medizini­
schen Versorgung -  auf Kosten und nicht zuletzt durch Überforderung der 
öffentlichen Versicherungsträger -  zu bewirken, konnte selbst im Moment 
der größten Reichweite kaum mehr als die Hälfte der Bevölkerung erfasst 
werden. Das Gesundheitswesen in seiner Gesamtheit war dem Strukturwan­
del der Gesellschaft nicht gewachsen; die heterogene Grundstruktur blieb 
sowohl sozial als auch regional erhalten. Immer stärker gingen Unterfinan­
zierung und Unterversorgung damit einher, dass unkoordinierte Angebote 
des IMSS, der Sonderprogramme, der Gesundheitsministerien der Länder­
und der Bundesregierungen entstanden und Patienten die Einrichtungen ver­
schiedener Systeme aufsuchen und mehrfach bezahlen mussten oder ganz 
ohne Versorgung blieben.
Fragmentierte Gesellschaft und Grenzen sozialer Politiken 297
Schließlich standen alle Reformen, die zwischen 1995 und 2000 wiede­
rum eine Dezentralisierung vorantreiben sollten, unter dem Verdikt von Ein­
sparungen und Rückzug des Staates, so dass mit der Reform der Sozialge­
setzgebung unter Ernesto Zedillo auch eine Teilprivatisierung der medizini­
schen Versorgung in Angriff genommen wurde. Diese zielte auf eine 
Neustrukturierung des Gesundheitsbereichs über einen Bedeutungszuwachs 
privater Versicherungsträger.22 Angesichts der Überdehnung auf der einen 
Seite und des Qualitätsverlustes des IMSS auf der anderen war in dem Mo­
ment, als den Beitragszahlem eine Wahlmöglichkeit und der Übergang zu 
Privatversicherungen eingeräumt wurde, auch schon abzusehen, dass die 
Mehrzahl der Besserverdienenden zu privaten Versicherungen abwandem 
würde. Nach dem Weggang des finanzkräftigen Teils bleiben lediglich die 
Bezieher geringer Einkommen, die Rentner sowie die Personen zurück, die 
über die Kooperationsverträge Zugang zur medizinischen Versorgung des 
IMSS haben.
Damit verändern sich die sozialen Träger und Leistungsempfänger der 
öffentlichen Sozialversicherung, schwindet ihre finanzielle Basis und die 
Qualität der Grundleistungen. Zugleich kann das IMSS seiner traditionellen 
Umverteilungsfunktion zwischen verschiedenen Sozialpolitikbereichen und 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen nicht mehr nachkommen. Im Gegen­
teil, die seiner Kontrolle entzogenen Finanzmittel werden privatisiert und 
den Finanzmärkten zur Verfügung gestellt. Der kleinere, wohlhabende Teil 
der Bevölkerung leistet sich heute mehr denn je  eine private Versicherung 
und eine medizinische Versorgung nicht selten in den USA; nicht wenige 
Mittelschichtsangehörige, die es sich leisten können, suchen nach ähnlichen 
Lösungen. Eine zugleich expandierende Gruppe von Nichtversicherten ist 
ebenfalls auf Selbstfinanzierung angewiesen -  allerdings auf einem extrem 
niedrigen Niveau. Sie bezahlen ihre Medikamente selbst und sind damit von 
Plänen der Regierung des derzeitigen Präsidenten Vicente Fox (2000-2006), 
Medikamente mit Umsatzsteuern zu belasten, direkt und im Vergleich zu 
anderen sozialen Schichten übermäßig hart betroffen.
22 Nach dem neuen Gesetz basieren die Beitragszahlungen nicht mehr auf einem festen 
Prozentsatz der Einkommen, sondern neben einem niedrigen Einheitssatz werden sie ab­
hängig von der erwarteten Leistung erhoben. Zwar werden noch zehn Jahre nach Einfüh­
rung des neuen Gesetzes 1997 höhere Einkommen auch stärker herangezogen (sobrecoti- 
zación), doch werden hierdurch zwei Gruppen von Versicherten gebildet, eine ca. 30% 
starke Versichertengruppe, die relativ höhere Beiträge bezahlt, und eine ca. 70% große 
Gruppe, die relativ niedrige Beiträge leistet.
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4. Präsidiale Sonderprogramme: Versuche des Machterhalts durch
Armutsbekämpfung
Angesichts der Neufassung des ökonomischen Modells schien die metropoli- 
tane Koalition, die jahrzehntelang die Modernisierung des Landes vorange­
trieben hatte, obsolet geworden zu sein. Den Herausforderungen einer frag­
mentierten modernen Gesellschaft, die zeitgleich an Problemen der Unter­
entwicklung und Modernisierung leidet, war sie nicht gewachsen. Auf den 
Feldern der Sozialpolitik gelang es ihr gerade im wirtschaftlichen Umbau 
zwischen 1982 und 1988 nicht mehr, kurzfristig zu reagieren. Zugleich grif­
fen die bekannten machtpolitischen Aushandlungsmechanismen immer sel­
tener. Damit einher gingen die Mobilisierungsmöglichkeiten der Koalition 
auch bei Wahlen deutlich zurück. Gegenüber demokratischen Tendenzen 
innerhalb und außerhalb der PR1 blieben die Koalitionäre starr und versuch­
ten sie zu umgehen bzw. auszuhebeln.
In diesem Kontext vertiefte sich die Legitimationskrise des Systems. 
Diese führte nicht nur bei den Präsidentschaftswahlen 1988 zu einem Wahl­
desaster, sondern leitete zugleich auch das Ende der PRI ein. Vor diesem 
politischen Hintergrund und angesichts der deutlichen Zunahme der Armut 
in den achtziger und neunziger Jahren (Cortés et al. 2002) suchten Teile der 
politischen Elite, losgelöst von der nunmehr überkommenen Koalition, nach 
neuen politischen Inszenierungsformen und erweiterten Aushandlungsmög­
lichkeiten. Dazu sollten neue soziale Politiken dienen, die flexibler und 
spontaner außerhalb des Kerns der Sozialversicherung der formell Beschäf­
tigten wirkten und, befreit von der Kontrolle der Organisationen der PRI, 
neue Aushandlungsmöglichkeiten eröffneten. Dabei konnte an Erfahrungen 
aus den siebziger Jahren angeknüpft werden. Damals war angesichts der 
Segmentierung der Gesellschaft, aber auch auf Grund des Aufbrechens der 
politischen Bündnisse, den präsidialen Sonderprogrammen eine wachsende 
Bedeutung zugekommen. Auch wenn die Rückbesinnung auf Programme 
wie COPLAMAR geleugnet und rhetorisch auf dem Bruch mit Politiken aus 
der Ära eines Luis Echeverría und José López Portillo ausdrücklich bestan­
den wurde, bauten viele sozialpolitisch engagierten Akteure innerhalb der 
Regierung von Salinas de Gortari auf die damit verbundenen sozial- und 
machtpolitischen Erfahrungen.
Während der Präsidentschaft von Luis Echeverría entstanden (mit dessen 
zumindest zeitweiligem Wohlwollen) nicht nur unabhängige Gewerkschaf­
ten in den städtischen Zentren; seine Regierung war mit einer Bandbreite 
sozialer Proteste konfrontiert, die von Demonstrationen und Landbesetzun­
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gen bis hin zu lokalen Guerillaaktivitäten reichte. Auf das Einklagen der 
Agrarreform wurde von Seiten der Regierung mit dem Ausbau der Agrar­
subventionen und der Einrichtung von Verkaufsstellen mit subventionierten 
Grundnahrungsmitteln in armen ländlichen und urbanen Siedlungen reagiert, 
die dort im Rahmen des Programms CONASUPO23 (Appendini 1992) ange- 
boten wurden. Dies geschah ungeachtet dessen, dass die Bauemorganisatio- 
nen und Landbesetzer, die zu dieser Zeit die Regierung unter Druck setzten, 
stärker an Landtiteln als an subventionierten Lebensmitteln interessiert wa­
ren (Fox 1990: 42f.). Die bereits unübersichtliche Zahl ländlicher Entwick­
lungsprogramme erweiterte die Regierung López Portillo (1976-1982) um 
COPLAMAR und weitere Projekte, um so der wachsenden Armut auf dem 
Land, der damit verbundenen Migration in die Städte und den sozialen Aus­
einandersetzungen begegnen zu können, aber auch um angesichts der lang­
samen aber stetigen Erosion der Machtkoalitionen und -balancen wieder 
Handlungsspielraum zu gewinnen. Politisch bedeutete die Ausweitung der 
sozialen Politiken im Rahmen von präsidialen Sonderprogrammen in erster 
Linie eine Stärkung der Position des jeweiligen Präsidenten und der ihn stüt­
zenden Gruppierungen und eine Distanzierung gegenüber Teilen der PRI. 
Denn damit gelang es, das policy dealing zumindest partiell aus dem Schat­
ten der PRI zu ziehen. Dies ging auf Kosten anderer: innerhalb der metropo- 
litanen Modemisierungskoalition zu Lasten der Gewerkschaften, im Rahmen 
des Austarierens an der Peripherie zu Lasten der ohnehin bereits schwachen 
Bauemorganisationen der PRI, aber auch der Gouverneure.
Die Dynamik der spontanen und flexiblen Sozialprogramme entwickelte 
sich wiederum in einer unmittelbaren Abhängigkeit vom jeweiligen Präsi­
denten -  bei weitem stärker als die institutionalisierten Bereiche der Sozial­
versicherungen. Sowohl inhaltlich als auch personell unterlagen sie direkt 
der Logik der jeweils sechs Jahre dauernden Regierungsperiode eines Präsi­
denten, d.h. den Chancen, durch diesen an Bedeutung zu gewinnen oder dem 
Risiko, mit dessen Amtszeit ebenfalls zu enden. In der Regel verschwanden 
Programme nie wieder ganz, aber sie wurden finanziell ausgetrocknet, ver­
gessen, mit anderen Namen versehen, so dass sie ihre politische Wirkung im 
äußersten Fall lediglich eine Regierungsperiode lang entfalten und daher nur 
sehr begrenzt die Umgestaltung der Sozialpakte und Machtkonfigurationen 
sichern konnten. Dies gilt auch für das politisch ambitionierteste unter ihnen,
23 CONASUPO (Compañía Nacional de Subsistencias Populares) war bereits 1965 als 
ländliches Entwicklungsprogramm gegründet worden und diente der Stützung der Preise 
für die wichtigsten Agrarprodukte.
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das Programa Nacional de Solidaridad (PRONASOL) des Präsidenten Sali­
nas de Gortari.
Nachdem als Reaktion auf die Verschuldungskrise und als Folge des 
neuen Entwicklungsmodells während der Präsidentschaft von Miguel de la 
Madrid die staatlichen Sozialausgaben drastisch gekürzt worden waren, fand 
unter Carlos Salinas de Gortari über die Präsidialprogramme eine Wiederbe­
lebung der Sozialpolitik statt. Dabei wurden jedoch die notwendigen Refor­
men der Sozialversicherung unterlassen, und wie gezeigt werden konnte, die 
Kapazitäten der bestehenden Institutionen überdehnt, was nicht selten mit 
einer Diskreditierung derselben einherging. Die Ausweitung der präsidialen 
Sonderprogramme wiederum geschah in einem vorher nicht gekannten 
Ausmaß. Deren medial äußerst präsente Ausdehnung war vor allem auch 
deshalb möglich, weil die Mittel der zentralen Bundesregierung für Regio­
nalforderung, die unter De la Madrid ebenfalls massiv abgebaut worden 
waren, erhöht und unter die Kontrolle von PRONASOL gestellt wurden,24 
was nicht ohne Konflikte mit einzelnen Gouverneuren und Landesregierun­
gen sowie regionalen Machtgruppen durchzusetzen war. Allerdings kam es 
zur Wiederentdeckung der Sozial- und Entwicklungspolitik nun unter ganz 
anderen ökonomischen Bedingungen und in einem veränderten politisch­
institutionellen Kontext als in den ‘Zeiten des Überflusses’. Wirksam wurde 
sie auf Kosten der institutionalisierten Sozialpolitik und ihrer Einrichtungen. 
Zugleich ging sie aber auch zu Lasten der Dezentralisierung von Haushalts­
mitteln und der Verlagerung von Entscheidungen auf Landesebene. Die 
Ausweitung präsidialer Sonderprogramme und ihre neuen Formen der ‘Ar­
mutsbekämpfung’ sind allein sozialpolitisch nicht zu verstehen. Ihre Entste­
hungsbedingungen und vor allem die massive öffentliche Präsenz verweisen 
auf ihre Bedeutung im Versuch, die Modemisierungskoalition zu öffnen, 
umzubauen und den veränderten Bedingungen anzupassen, um dadurch im 
Machtausgleich zwischen peripheren und metropolitanen Machtgruppen die 
zentrale Kontrolle zu behalten.
4.1 PRONASOL — a u f der Suche nach neuen Bündnissen
Die politische Klasse, insbesondere ihre liberalen und sozialreformerischen 
Teile, hatte in den siebziger Jahren begonnen, neue Felder für Verhandlun­
24 Bereits im Jahre 1982 war im Bundeshaushalt der Haushaltstitel XXVI “Solidarität und 
Regionalentwicklung” fur Regionalförderung als Teil der bundesstaatlichen Ausgaben 
der sozialen Entwicklung eingeführt worden. Dieser Haushaltstitel kam unter die Kon­
trolle von PRONASOL.
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gen zwischen Staat und sozialen Bewegungen (Fox 1990: 4 Iff.) zu eröffnen, 
in welche zunehmend PRI-feme Kräfte einbezogen worden waren. Am wei­
testen wurde die (Quasi) Ablösung der PRI im Kontext der neoliberalen und 
neopopulistischen Politiken jedoch während der Regierung von Salinas de 
Gortari getrieben, als u.a. auch ehemals linksradikale Maoisten ‘eingeladen’ 
wurden, sich am Aufbau zu Alternativen zur PRI zu beteiligen (Hernández 
1991). Salinas und seine politische Gruppe suchten nach dem Wahldebakel 
von 1988 über die Aushandlung sozialer Politiken in neuen Kanälen eine 
Wählerbasis für die wirtschaftliche Transition zu sichern. Dabei ging es vie­
len zumindest zu Beginn der Regierungszeit weniger um die PRI, sondem 
um eine Partei, welche die Mehrheit für ihre Politik sichern sollte. Dabei 
wurde vereinzelt durchaus überlegt, eine Folgepartei Solidaridad nach polni­
schem Vorbild zu etablieren. Auf die ohnehin brüchige Koalition mit den 
‘versteinerten’ Gewerkschaften und ihrer ‘Klientel’ glaubte man verzichten 
zu können, ja  zu müssen, wollte man das Land unter den Bedingungen von 
Globalisierung und Freihandel (NAFTA, North American Free Trade 
Agreement) weiter modernisieren. Dafür galt es, neue soziale Gruppen an die 
Politik des Präsidenten -  durchaus auch gegen Teile der PRI -  zu binden. 
Über massive Neugründungen sozialer Sonderprogramme unter dem Dach 
von PRONASOL suchte Salinas de Gortari ganz bewusst25 neue politische 
Unterstützungen für sein neoliberales Modemisierungsprogramm.
Sie ließen sich finden, indem in den präsidialen Sonderprogrammen neue 
Führungsfiguren aus den sozialen Bewegungen als Unterhändler und Mit­
telsmänner akzeptiert wurden -  auch oder gerade weil diese zuvor nicht in 
die korporativistischen Strukturen der PRI eingebunden waren. Diese Füh­
rungsfiguren hatten sich nach 1968 in den sich ausweitenden Landkonflikten 
und Landbesetzungen auf dem Land und in den Städten profiliert und 
stammten oft aus einem Milieu der linken Studenten und Jugendlichen aus 
den städtischen Mittel- und Oberschichten. Mit der von ihnen formulierten 
‘basisnahen Politik’ (política popular) setzten sie sich nicht nur von der PRI, 
sondem auch von den traditionellen sozialistischen Parteien ab. Da diese 
Basisvertreter in den sozialen Bewegungen konkrete Lösungen für die All­
tagsprobleme der armen städtischen und ländlichen Bevölkerung (Bracho 
1993: 72ff.) vor Ort suchten und sie in den unübersichtlichen Sonderpro­
grammen auch oftmals fanden, wuchs eine Vielzahl neuer politischer Füh­
25 Salinas de Gortari hat in seiner Studie auf das Versagen staatlicher Leistungen hingewie­
sen, denen es nicht gelungen sei, dafür entsprechende politische Unterstützung zu be­
kommen (vgl. Salinas de Gortari 1978).
302 Marianne Braig
rungspersönlichkeiten heran, die sich als von der PRI mehr oder weniger 
unabhängige alternative Vermittler innerhalb und außerhalb der Regierungs­
partei für ein anti-institutionelles policy dealing zwischen Regierung und der 
‘Zivilgesellschaft’ anboten. Die sozialpolitischen Sonderprogramme wurden 
so langsam aber sicher zum Einfallstor der durch die Studentenbewegung 
von 1968 geprägten Generation.
Das kritische Potential der PRI-femen Sozialpolitiker, das sich in den 
verschiedenen, von den jeweiligen Präsidenten abhängigen Spezialpro­
grammen gesammelt und formiert hatte, verfügte zunächst noch über relativ 
wenig politisches Gewicht (Fox 1990: 38). Die so genannten Reformadores 
gewannen jedoch an Einfluss -  vermittelt über persönliche Beziehungen zu 
einzelnen politischen Technokraten im Planungsministerium (SPP, Secreta­
ría de Programación y  Presupuesto), die sich um Salinas de Gortari und 
seine Gruppe sammelten, von denen einige ebenfalls in ihrer Jugend in lin­
ken Gruppierungen politisch aktiv gewesen waren und angesichts der Zu­
nahme sozialer Bewegungen sowohl auf dem Land als auch in den margina­
len Zonen der Städte über eine eigene soziale Basis verfügten.
Die Erneuerung bzw. der Elmbau der Modemisierungsbündnisse in den 
Städten und den ländlichen Regionen schien in dem Maße möglich, in dem 
zum einen ‘reformistische’ Positionen in der Sozialpolitik mit neoliberalen 
in der Wirtschaftspolitik übereinzustimmen schienen, sowie zum anderen die 
Vorstellungen von sozialpolitisch engagierten Technokraten von oben sich 
mit den Bewegungen von unten trafen.26 Alle daran Beteiligten glaubten 
gewinnen zu können: Die Erneuerer im Staatsapparat fanden zeitweise in 
den neuen sozialen Bewegungen und ihren Protagonisten parallel zur Regie­
rungspartei und ihren Sektoren eine eigene soziale Basis. Den sozialen Be­
26 Aus der Sicht eines solchen ‘politischen Technokraten’, des früheren Direktors von 
DICONSA, Raúl Salinas de Gortari, kamen zwei Dinge zusammen: “Erstens gab es eine 
politische Entscheidung auf höchster Regierungsebene, die dadurch verursacht wurde, 
dass sich die Verbindung zwischen Basis und Staat verschoben hatte bzw. abgebrochen 
war. Dies war einer der Gründe, warum der Staat versuchte, seine soziale Basis durch die 
Ausweitung der Demokratie in gewissen Politikfeldem und Regionen zurückzugewin­
nen. Zweitens begannen die Leute, die aufs Land gegangen waren, um politische Aktivi­
täten zu realisieren, von der Basis her autonome und unabhängige soziale Bewegungen 
zu organisieren. Im Fall von CONASUPO-COPLAMAR gab es eine Konvergenz zwi­
schen den Erwartungen und den politischen Bedürfnissen der Regierung und einem Or­
ganisierungsprozess von unten, der bereits in Gang gekommen war. Ich glaube nicht, 
dass die Organisierung und die Demokratisierung spontan abliefen oder als Ergebnis der 
Regierungspolitik zu verstehen sind, sondern, dass die reformistische Position von oben 
mit der Bewegung von unten übereinstimmte” (zitiert nach Fox 1990: 42).
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wegungen wiederum gelang hierdurch ein (zumindest partiell) von der PRI 
vor Ort unabhängiger Zugang zum Präsidenten sowie zentral kontrollierten 
Haushaltsmitteln und damit zu sozialen Leistungen und Vergünstigungen. 
Ihre Leitfiguren konnten sich als effektive Verhandlungsführer profilieren, 
wenn es ihnen gelang, als authentische und basisnahe Führer, oft in Opposi­
tion und Konkurrenz zur PRI, in Verhandlungen direkt mit der Regierung 
Probleme zu lösen, sowie Kompromisse und soziale Leistungen auszuhan­
deln. Der Präsident gewann so unabhängig von seiner eigenen Partei und 
deren lokalen Wahlergebnissen an Legitimität, selbst bei Teilen der Bevöl­
kerung, die unter der Wirtschaftspolitik zu leiden hatten. Im Rahmen der 
wenig institutionalisierten und in keiner Weise rechtlich gesicherten sozialen 
Politiken bildete die ‘neue Art, die Dinge zu machen’ oder ‘mit weniger 
mehr zu erreichen’ die diskursive Klammer für sehr unterschiedliche Partner 
einer neuen Modemisierungsallianz -  nämlich zwischen neoliberalen Wirt­
schaftstechnokraten (insbesondere in den Wirtschaftsressorts und in der 
Zentralbank) und den ‘Reformern’ in den Sonderprogrammen des Pla­
nungsministeriums.27
Allerdings musste dieser Versuch letzten Endes angesichts der zuneh­
menden, nicht nur sozialen Fragmentierung, sondern auch politischen Plura- 
lisierung der Gesellschaft scheitern. Die Präsidenten der PRI blieben letzt­
lich auf deren rechtsstaatsfeme bzw. demokratiefeindliche politische Kultur 
und auf die entsprechenden Koalitionäre bei den Wahlen angewiesen. 
Zugleich schufen die neoliberalen Eingriffe neue soziale Verwerfungen, 
welche die alten, nicht gelösten, nur noch verschärften. Im Zuge des Vor­
dringens des neoliberalen Entwicklungsmodells in sozial- und regionalpoliti­
sche Bereiche wurden die präsidialen Sozialprogramme in dem Maße immer 
stärker zum Ort des sozialen Verhandelns und Aushandelns, wie durch De­
regulierung und Privatisierung neue soziale Probleme geschaffen wurden. 
Die Privatisierung der Banken, einschließlich der auf dem Land agierenden 
Entwicklungsbank BANRURAL (Banco de Crédito Rural), die Auflösung 
staatlicher Ankaufgesellschaften für Agrarprodukte wie etwa IMNECAFE 
(Instituto Mexicano del Café) für Kaffee, die Privatisierung der Ejidos oder
27 Bei seiner Gründung gehörte PRONASOL 1989 zum Planungsministerium SPP der
zentralen Bundesregierung. Als dieses 1992 aufgelöst wurde, kam es kurzfristig (für zwei 
Monate) zum Finanzministerium (Secretaría de Hacienda), danach gehörte das Pro­
gramm bis zu seiner Reduktion und Umwandlung zum Ministerium für Sozialentwick­
lung (SEDESOL, Secretaría de Desarrollo Social). Dieses gilt nach Hacienda als das 
zweitmächtigste Ministerium.
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die Krise der Kooperativen, zugespitzt durch den Verkauf parastaatlicher 
Unternehmen, haben überall die ohnehin bestehenden Probleme auf dem 
Land -  durch den Preisverfall wichtiger Rohprodukte wie Kaffee, Zucker 
und Kakao hervorgerufen -  weiter verschärft bzw. um neue erweitert. Die 
sozialen Politiken waren in immer stärkerem Maße mit Problemen konfron­
tiert, die durch die neoliberale Politik überhaupt erst geschaffen bzw. zu­
gespitzt worden waren. Dabei griffen sie auf allseits bekannte Politikmodi 
zurück, oder, wie es Denise Dresser formuliert, PRONASOL suchte neopo­
pulistische Lösungen für neoliberale Probleme (Dresser 1991).
5. Ungelöste Probleme für die Demokratie
Vor dem Hintergrund der sozialen Polarisierung in allen Bereichen und der 
Unzugänglichkeit der privaten Sozialversicherungen für Personen, die keine 
Beiträge bezahlen, aber auch angesichts der Abschaffung von Lebensmittel­
subventionen, steigenden Umsatzsteuern auf Güter des grundlegenden Be­
darfs, sowie aufgrund der Fokussierung staatlicher Maßnahmen auf die 
‘wirklich Armen’ wird der Zugang zu sozialen Leistungen immer weiter 
segmentiert und letztlich für die Mehrheit deutlich eingeschränkt. Um sozia­
len Fragen überhaupt politisch Gewicht zu verleihen, ist der große und wei­
ter wachsende arme Teil der Bevölkerung in Zukunft stärker denn je vom 
sozialen Mobilisierungspotential der einzelnen Gruppierungen abhängig und 
von der Fähigkeit ihrer Führungsfiguren, Verhandlungsmöglichkeiten zur 
Politik zu eröffnen. Den Zugang zu den meisten sozialen Basisgütem be­
kommen sie, wenn nicht über Sozialrechte oder Verträge wie bei den Privat­
versicherungen, lediglich über Mobilisierung ihrer eigenen Kräfte und durch 
Druck auf die Politik.
Ende der neunziger Jahre war so eine paradoxe Situation entstanden, die 
auch in Zukunft die weitere Demokratisierung begleiten wird: Die einstmals 
als modern angesehene, institutionalisierte und weitgehend verrechtlichte 
Sozialpolitik der metropolitanen Modemisierungskoalition war mit den lang­
fristigen Verwerfungen einer fragmentierten Gesellschaft konfrontiert. 
Zugleich konnten soziale Politikfelder als Arenen machtpolitischer Aushand­
lung in dem veränderten ökonomischen und gesellschaftspolitischen Ent­
wicklungsmodell und in einer zunehmend pluralen Gesellschaft nicht mehr 
in dem Maße wirksam werden wie früher. In den Krisen- und Umbaujahren 
um 1982 hatte sich zudem die Politik im neoliberalen Systemwechsel selbst 
weitgehend ihrer sozialpolitischen Mittel und finanziellen Spielräume be­
raubt. Die wenigen, über die sie noch verfügte bzw. kurzfristig ausbaute,
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waren durch die enge Bindung an den jeweiligen Präsidenten in hohem Ma­
ße personalisiert und politisiert.
Die Politik wiederum ist auch und gerade innerhalb eines demokrati­
schen Wahl Verfahrens auf Legitimierung angewiesen und damit auf die Her­
stellung objektiver Verfahren im Rahmen von Rechtsstaatlichkeit und auf 
das Einlösen des Versprechens, im Rahmen von Sozialpolitik eine bessere 
Zukunft für alle schaffen zu können. Die Mängel in beiden Bereichen der 
Politik stellen wesentliche Herausforderungen für gesellschaftliche Aus­
handlungsprozesse im Kontext der weiteren Demokratisierung28 dar.
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